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die Arbeit nicht zum Leben reicht.
forum. Meinungen, Einwände –  
und was noch gesagt werden muss.

galerie. Doris Knecht interpretiert  
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portfolio. Lesbische Frauen in  
China: ein Leben am Rande der Lüge.
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Die Krise lässt uns nicht los. Die Bankenkrise, die 
Finanzkrise, die Euro-Krise. Das Geld. Es ist stets 
das Geld anderer Leute, von dem hier die Rede ist. 
Unvorstellbar viel Geld. 

Milliarden hier, Milliarden dort, Schutzschirme, 
Rettungsaktionen. Nichts, was wir im Detail be-
greifen, und nichts, was wir mit unseren Alltags-
handlungen beeinflussen könnten. Ganz weit weg 
und sehr abstrakt ist diese Art Geld.

Es gibt jedoch auch die konkrete Art Geld. Die 
Münzen in der Geldbörse, das Sparbuch in der 

Lade, der Abbuchungsauftrag für Heizung, Miete und Strom. Für 
dieses Geld arbeiten wir. Und im Normalfall sollte man davon aus-
gehen, dass dieses Geld zum Leben reicht. Such dir einen Job, dann 
kannst du davon leben: Mit dieser Grundregel sind wir aufgewach-
sen. Zumindest hier in Europa.

Doch immer öfter gilt diese Regel nicht mehr. Telefonistinnen im 
Callcenter, Boten in der Zustellbranche, Putzfrauen, Pflegerinnen, 
Dienstleisterinnen im Haushalt oder auch Selbstständige in kreati-
ven Berufen: Immer mehr Menschen machen die Erfahrung, an der 
Kippe zu stehen. Ein Fehltritt, eine Krankheit, ein bisschen Pech, 
und alles kann zusammenbrechen. 

„Working Poor“ ist also das Thema dieser Ausgabe. Wir blicken 
dafür nach Indien und nach Palästina, doch wir schauen uns eben-
falls ganz in unserer Nähe um. Wir fragen Menschen, wie es sich an-
fühlt, wenn sich Leistung nicht mehr lohnt. Und wie, wenn man als  
„unproduktiv“ abgestempelt wird. Der Armutsexperte Martin 
Schenk hat mit seiner Expertise viel dazu beigetragen.

Auch zum Schauen gibt es in diesem Heft einiges. Besonders stolz 
sind wir diesmal auf die Fotoreportage. Was wussten Sie bisher  
über das Leben von Lesben in China? Fabian Weiss ist in die Szene 
eingetaucht und hat uns Bilder mitgebracht. Jetzt wissen Sie mehr.

Schauen Sie sich das an, lesen Sie, sagen Sie uns Ihre Meinung. 

Und bleiben Sie uns gewogen!

Sibylle Hamann, Chefredakteurin

Liebe Leserin, lieber Leser!

Sibylle Hamann 
Chefredakteurin
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Editorial IIEditorial I

Zu einer Mitgliedschaft bei der Österreichischen Liga für 
Menschenrechte gehört der Bezug der Zeitschrift „liga“, und 
auch unsere Abonnent(inn)en haben es sich verdient, die 
liga zu lesen. Doch es wird von Jahr zu Jahr schwieriger, die 
Herausgabe regelmäßig zu ermöglichen. Zu Beginn des 
Jahres stehen die Etats der Inserenten noch nicht fest, die 
Sachbearbeiter zucken mit den Schultern und machen zu-
nächst Hoffnung. Im März ist ein klares Nein zu hören, und 
der Leiter der Öffentlichkeitsarbeit einer Versicherung 
meint, das Jahr wäre noch lang, was wir denn sonst für wei-
tere Themen außer Menschenrechte hätten? Im Juni sind 
die Werbesujets mit Freibädern bereits etwas verspätet, da-
für sagen überraschenderweise drei Firmen zu, die Geld im 
„Topf“ haben. Zwei Tage später sagen andere Unterstützer 
aus Einsparungsgründen ab, so vertröstet man die einen 
und bekniet die anderen für die nächste Nummer. Dass die 
Nummer dazwischen leider nicht erscheinen kann, bleibt 
unerwähnt, wir wechseln das Schwerpunktthema und hof-
fen auf ein mehrstimmiges Ja, um die Zeitschrift kosten- 
deckend produzieren zu können. Umso größer ist meine 
Freude, eine Winter-Frühlings-Sommer-Nummer zu präsen-
tieren, die mit dem Thema „Working poor“ offensichtlich den 
Nerv des Jahres trifft. Trotz aller momentanen Turbulenzen 
wollen wir die „liga“ als Druckformat erhalten und nicht in 
einen Link verwandeln. Wir hoffen auf die Geduld unserer 
Leser/-innen und den Weihnachtsmann für die nächste 
Nummer.  

Die Liga selbst hat nach der Präsentation des Menschen-
rechtsbefunds 2011 mit Barbara Helige, Joana Adesuwa 
Reiterer (EXIT-Verein zur Bekämpfung von Menschenhandel 
aus Afrika) und Conny Kogoj (Initiative Minderheiten) im 
Presseclub Concordia deutliche Akzente in Richtung eines 
weiteren „Themas das Jahres“ gesetzt. Der Befund beschäf-
tigte sich eingehend mit der manifesten Krise des Vertrau-
ens in den Rechtsstaat. Die unverständliche Einstellung von 
Verfahren, mangelnde Transparenz der öffentlichen Organe 
und Korruption sind aktuelle Menschenrechtsthemen. In un-
serem kommenden Menschenrechtsbefund 2012 werden 
die neuesten Ereignisse in Sachen Korruption, die mehr als 
ein mediales Sommerloch füllen und angesichts der Demo-
kratiekrise und der wachsenden Armut an Brisanz gewin-
nen, untersucht. Die Präsentation findet am 10. Dezember 
statt. Weitere Veranstaltungen wie die Verleihung des dies-
jährigen Menschenrechtspreises im Rahmen des Filmfesti-
vals „this human world“ sind ebenfalls in Planung. Das rau-
schende Fest für den letztjährigen Preisträger Michael 
Genner (Asyl in Not) ist uns noch in guter Erinnerung. Wer 
das kleine Büro im WUK besucht, und den Andrang der ver-
zweifelten Menschen dort sieht, weiß, was Genner und sein 
Team täglich leisten. 

Für unsere Liga-Mitglieder gibt es dieses Jahr wieder 
Gelegenheit, über die Zusammensetzung des Vorstands ab-
zustimmen, die Arbeit der Liga zu diskutieren und neue Ak-
zente zu setzen. Im Herbst findet die Generalversammlung 
des Vereins statt, Ort und Zeitpunkt sind demnächst der 
Homepage zu entnehmen. Wir laden herzlich dazu ein..

Mit besten Grüßen
Marion Wisinger, Generalsekretärin

4 liga intern

Liebe Freunde und 
Freundinnen der Liga!

Der Liga für Menschenrechte  
gehen die Themen – leider –  
nicht aus!
Dieses Heft ist dem wachsenden Problem der prekären Ar-
beitsverhältnisse gewidmet – den Working Poor. Wer hätte 
noch um die Jahrtausendwende gedacht, dass sich die Liga 
für Menschenrechte in Österreich im Jahr 2012 mit einer der-
artigen Thematik befassen muss. Nicht nur irgendwo auf der 
Welt, auch in Österreich gibt es immer mehr Menschen, die, 
obwohl sie arbeiten, zu wenig Geld verdienen, um davon le-
ben zu können. 

Was beunruhigt, ist der Umstand, dass Entscheidungsträ-
ger, aber auch die Gesellschaft sich daran zu gewöhnen schei-
nen, dass diese wirtschaftliche Entwicklung überhaupt nicht 
mehr infrage gestellt wird. Was das für die Betroffenen an 
existenziellen Problemen schafft, wird kaum ernst genom-
men. Viele meist junge Menschen – von Lehrlingen bis zu Stu-
dierenden – wagen es gar nicht mehr, auf einen Arbeitsplatz 
zu hoffen, der sie ein regelmäßiges Einkommen erwarten 
lässt. Wie man unter solchen Umständen eine Familie grün-
den soll, bleibt dahingestellt. 

Noch bestürzender als die Tatsache selbst ist, mit welcher 
Selbstverständlichkeit diese tiefgreifenden Rückschritte nicht 
nur zur Kenntnis genommen, sondern als mehr oder weniger 
unausweichlich dargestellt werden. Wenn aber schon im rei-

chen Mitteleuropa die 
Situation für viele Men-
schen sozial bedrohlich 
ist, so bedeutet Armut in 
anderen Teilen der Erde 
oft Lebensgefahr. 

Als Menschenrechts-
organisation, die über 
die eigenen Landesgren-

zen hinausschaut, müssen wir uns auch der Verantwortung 
bewusst sein, die ärmeren Ländern gegenüber durch die inter-
nationale Vernetzung besteht. Es bedarf daher einer Gewalt-
anstrengung all jener, die noch nicht vergessen haben, dass 
hier von einem Grundrecht die Rede ist. 

Es sei daher die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 
in Erinnerung gerufen. Deren Artikel 23 lautet: Jeder hat das 
Recht auf Arbeit, auf freie Berufswahl, auf gerechte und be-
friedigende Arbeitsbedingungen sowie auf Schutz vor Arbeits-
losigkeit. Und: Jeder, der arbeitet, hat das Recht auf gerechte 
und befriedigende Entlohnung, die ihm und seiner Familie 
eine der menschlichen Würde entsprechende Existenz sichert. 

Auch wenn man diese Forderungen der Menschenrechtser-
klärung Resolution 217 A vom 10.12.1948 nicht beim Arbeits-
gericht einklagen kann: Ist es nicht zynisch, dass sich unsere 
Gesellschaft von diesen Forderungen ganz einfach sang- und 
klanglos verabschiedet hat? Dass statt dessen all jene, die sich 
gegen diese Entwicklung stemmen, als hoffnungslose Sozial-
romantiker nicht ernst genommen werden, ? 

Gott sei Dank gibt es auf der anderen Seite ein wachsendes 
Unbehagen einer immer größer werdenden Gruppe von Men-
schen, die diese Entwicklung öffentlich brandmarken. Einige 
finden Sie in dem vorliegenden Heft. 

Mögen sie mehr werden und an Einfluss gewinnen.

Barbara Helige

Artikel 23 lautet: Jeder hat 
das Recht auf Arbeit, auf 
freie Berufswahl, auf ge-
rechte und befriedigende 
Arbeitsbedingungen sowie 
auf Schutz vor Arbeits- 
losigkeit.
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Kommentar Historische Ecke 

In der letzten „Historischen Ecke“ wurde beschrieben, wie 
die Gestapo und der Sicherheitsdienst des Reichsführers-SS 
1938 jene Teile des Liga-Archivs, die von den Vereinsfunkti-
onären nicht zum Schutz ihrer Mitglieder vernichtet worden 
waren, beschlagnahmten und zur Auswertung nach Berlin 
verbrachten. Am Ende des Zweiten Weltkriegs setzten zahl-
reiche von den Nationalsozialisten geraubte Dokumente ihre 
abenteuerliche Reise weiter fort. Sie wurden von der Roten 
Armee beschlagnahmt und in das sogenannte „Sonderar-
chiv“ des (späteren) KGB in Moskau gebracht. Dort blieben 
sie über Jahrzehnte streng geheim verwahrt und wurden erst 
nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion der historischen 
Forschung zugänglich gemacht. 

In den Jahren 1991/92 gelang es den österreichischen 
Historikern Stefan Karner und Gerhard Jagschitz erstmals, 
Zugang zu diesen „Beute-Akten“ zu erhalten und ein kom-
mentiertes Verzeichnis der aus Österreich stammenden Un-
terlagen zu erstellen. Dieses diente auch dem Projektteam 
zur Vorbereitung einer Forschungsreise nach Moskau. 

Wie schon im Bundesarchiv Berlin stellte sich jedoch auch 
in Moskau das Problem, dass kein eigens ausgewiesener Be-
stand zur Liga existiert und daher umfangreiche Aktenkon-
volute durchgesehen werden mussten, in denen relevantes 
Material zu vermuten war. In Anbetracht der noch immer 
bestehenden Hürden beim Archivzugang und bei den Nut-
zungsbedingungen im „Sonderarchiv“, das heute Teil des 
Staatlichen Russischen Militärarchivs ist, stellte dies eine 
große Herausforderung dar. Dennoch gelang es, bislang un-
bekannte Gründungsdokumente der Liga aufzufinden. 

Erleichtert wurde die Arbeit in Moskau dadurch, dass ein 
Teil der österreichischen „Beute-Akten“ 2009 nach langen 
Verhandlungen an das Österreichische Staatsarchiv rückge-
stellt worden war, wo sie vorab eingesehen werden konnten. 
Zudem gestattete die Großloge von Österreich dem Autor Zu-
gang zu dort einlagernden Kopien von Teilen der noch nicht 
restituierten Freimaurerbestände im „Sonderarchiv“. 

Weitere Kopien dieses Moskau-Bestands wurden im Privat-
archiv des freimaurerischen Forschers Günter K. Kodek ge-
sichtet. Neben Kodek haben auch der vormalige Liga-Gene-
ralsekretär Feliks J. Bister sowie Bernd Gallob und – in einer 
kürzlich erschienenen Arbeit zu „Freimaurerei und Sozialre-
form“ – Marcus G. Patka bereits auf die starke Beteiligung der 
Freimaurer an der Gründung der Liga hingewiesen. Unsere 
umfangreichen Recherchen in den Moskau-Akten und die 
Aktenfunde in Berlin erlauben es nun erstmals, den freimau-
rerischen Gründungshintergrund der Liga nahezu lückenlos 
zu erschließen. Während die konstituierende Generalver-
sammlung erst 1926 erfolgte, lassen sich schon ab den frühen 
1920er Jahren erste Vorbereitungsarbeiten nachweisen. 

Ein Meilenstein war die 102. Sitzung des „Grossbeamten 
Kollegiums der Gr. Loge von Wien“ am 24. November 1925. 
Hier stellte der Advokat Dr. Alexander Mintz laut dem im 
„Sonderarchiv“ Moskau befindlichen Protokoll den Antrag 
„auf Gründung eines profanen Vereins ,Oesterr. Liga für Men-
schenrechte‘ “, da „die Zeit gekommen sei, vielleicht in Öster-
reich, so wie es jetzt in Deutschland und Frankreich der Fall 
sei, die frm. Grundsätze in der Öffentlichkeit zu propagieren. 
Dies solle jedoch nicht in plumper Weise geschehen, der Zu-
sammenhang mit der F[reimaurerei] solle nicht aufscheinen. 
[…] Dieser Verein öffnet die Türe nach der Außenwelt, durch 
den sie in ihn eintreten kann. Aber es kann keiner Mitglied 
werden, der nicht von 2 Mitgliedern des Zenralausschusses 
empfohlen wird.“

Wie man dabei vorging, die Liga nicht als offensichtlich 
freimaurerische Initiative erscheinen zu lassen, und welche – 
durchaus nicht nur aus den Reihen der Freimaurer kommen-
den – Persönlichkeiten sie in den folgenden Jahren prägte, 
wird in den nächsten Ausgaben thematisiert.

Die Gründungsdokumente  
der Liga im „Sonderarchiv“  
in Moskau
Ein Werkstattbericht von Christopher Treiblmayr

Gedanken zur praktischen Menschenrechtsarbeit von Kira Preckel

Buchtipp

Was Menschenrechte und Demokratie 
betrifft, war 2011 ein revolutionäres Jahr. 
Der arabische Frühling hat einige lange 
bestehende Annahmen der internationa-
len Gemeinschaft in den Blickpunkt ge-
rückt. Aber das war nicht die einzige Re-
volution im Denken über 
Menschenrechte im Jahr 2011.

Indem es Schlüsselentwick-
lungen der Menschenrechte in 
Europa und in der ganzen Welt 
definiert und diskutiert, führt die 
vierte Ausgabe des „European 
Yearbook on Human Rights“ 28 
Beiträge von renommierten 
Menschenrechtsexperten zu-
sammen, die einen dringend 
notwendigen Überblick und eine unent-
behrliche Analyse bieten.

Gemeinsam herausgegeben von Re-
präsentanten von vier herausragenden 
europäischen Forschungs-, Lehr- und 
Trainingsinstitutionen im Bereich der 
Menschenrechte, beinhaltet das Jahrbuch 
2012 umfassende Abschnitte zu Entwick-
lungen auf dem Gebiet der drei Haupt-
organisationen, die für die Sicherung der 
Menschenrechte in Europa verantwortlich 
sind: EU, Europarat und OSZE. Ein wei-
teres Kapitel beinhaltet Beiträge zur Rol-

le der Zivilgesellschaft beim Schutz der 
Menschenrechte und zu übergreifenden 
Themen. Im Besonderen erlauben wir 
uns, auf die Rolle der österreichischen 
Zivilgesellschaft im Prozess der „univer-
sellen Menschenrechtsprüfung“  hinzu-

weisen, welche in einem Artikel 
von Kira Preckel und Rosalind 
Willi ausführlich behandelt wird 
und durch die Österreichische 
Liga für Menschenrechte koordi-
niert wurde.

Ganzheitlich im Ansatz, aber 
detailliert in seinen Analysen, 
bietet das „European Yearbook 
on Human Rights“ seinen Lesern 
einen umfassenden Überblick 

und eine weitreichende Analyse der Ge-
schehnisse und Belange, die die Men-
schenrechtsdebatte in Europa im Jahr 
2011 geprägt haben und auch heute wei-
ter prägen.

Die beeindruckende Liste von Auto-
rinnen und Autoren – Wissenschaftler 
und Diplomaten, Praktiker und Men-
schenrechtsexperten – gewährleistet, 
dass das Buch eine essentielle Lektüre 
für jeden ist, der sich für Menschenrechte 
in Europa und darüber hinaus interes-
siert.

European Yearbook on Human Rights 2012

Empört euch – oder nicht?
Brecht sagt: Wenn Unrecht zu Recht wird, dann wird der Widerstand zur Pflicht. 
Das bedeutet: Eine funktionierende Demokratie benötigt eine kritische Öffentlich-
keit. So weit, so klar. Aber wer steckt hinter dieser vielzitierten kritischen Öffent-
lichkeit, die Themen anspricht, die ansonsten gerne totgeschwiegen werden? Oft-
mals Menschen, die unter mehr als prekären Umständen arbeiten, damit kritische 
politische Diskurse überhaupt erst geführt werden. Die essentielle Arbeit von 
Journalist(inn)en, Wissenschaftler(inne)n, NGO-Mitarbeiter(inne)n – im weitesten 
Sinne „Menschenrechtler(inne)n“ – wird in Österreich als selbstverständlich hinge-
nommen. Aber auch das Recht auf faire Arbeitsverhältnisse ist ein Menschenrecht. 
Paradoxerweise können gerade diejenigen, die sich für Menschenrechte einsetzen, 
oft kaum ihre Miete bezahlen. Diese Tatsache ist nicht nur empörend, sondern auch 
beschämend. Wie kann ich einen gut recherchierten kritischen Artikel schreiben, 
wenn ich dafür 200 Euro bekomme? Wie kann ich mich versichern, geschweige 
denn meine Familie ernähren, wenn ich 40 Stunden die Woche als Asyl-
rechtsberater(in) tätig bin und mein „Gehalt“ unter der Mindestversorgung liegt? 
Wie kann professionelle politische Arbeit geleistet werden ohne finanzielle Res-
sourcen? Nicht umsonst wird NGOs gelegentlich mangelnde Professionalität vorge-
worfen. Woran das liegt, ist evident. Doch ist es nicht nur die mangelnde finanzielle 
Unterstützung, sondern auch der mangelnde ideelle Rückhalt in der Gesellschaft. 
Vonseiten der Fördergeber(innen) wird politische Arbeit oft mit persönlichem En-
gagement, also einer Art Freizeitgestaltung, gleichgesetzt. Doch diese „Menschen-
rechtler(innen)“ setzen ihre Zeit und Expertise ein, um für Grundrechte zu kämpfen 
und sie durchzusetzen. Diese Rechte sind nach wie vor nicht selbstverständlich, und 
genau deshalb brauchen wir Menschen, die diesen Diskurs vorantreiben, und zwar 
unter FAIREN Arbeitsbedingungen!

  
 Ich habe Angst um uns
 in meiner Utopie
 Hab ich Angst vor uns 
 in meiner Utopie
 hab ich Angst, denn uns
 wird in meiner Utopie 
 nur wenig Zeit zum Träumen bleiben 
       
 Clueso, Utopie, 2008
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Lesen! sagt die Liga

Ins Kino! sagt die Liga

Integration und Integrationsdis-
kurs: Wer lügt hier eigentlich?
 
„Aufruf zur Ehrlichkeit“ – so be-
zeichnen der Autor und die Auto-
rin ihre Auseinandersetzung mit 
dem Thema Integration. Und des-
halb verweigern sie die ständig ge-
führte Diskussion über kulturelle 

Dimensionen und lie-
fern stattdessen lieber 
gute Argumente, wes-
halb Integration ei-
gentlich eine Frage 
der sozialen Rangord-
nung ist. 

Es gelingt ihnen dabei ausgezeich-
net, den verwirrenden Diskurs der 
Integrationsdebatte in seiner Kom-
plexität zu erfassen und klug abzu-
handeln. Waschechte Reportagen 
ergänzen die stringenten Schluss-
folgerungen, deren Kompaktheit 
den Leserinnen und Lesern aller-
dings einiges an Aufmerksamkeit 
abverlangt. Keine leichte Sommer-
lektüre, aber sorgt für Standfestig-
keit gegen Rassismen und Diskri-
minierung jeglicher Spielart. (mw) 
Bachinger/Schenk: 
Die Integrationslüge.  
Antworten in einer hysterisch geführten 
Auseinandersetzung, 
Deuticke Verlag, 208 Seiten, € 18,40

Von der Schutz- zur „Scheinehe“
Die akribische Untersuchung des 
Konstrukts „Scheinehe“, locker 
und gut lesbar geschrieben, fesselt 
von der ersten Seite an und bietet 
Einblicke in Geschichte, Gegen-
wart, Akteure, politische Interes-
sen und Gerichtsurteile, die in die-
ser Form der Öffentlichkeit 

unbekannt waren. 
Während Schutzehen 
im Nationalsozialis-
mus den Verfolgten 
die Ausreise in Exil-
länder ermöglichten 
und retrospektiv als 

Formen der Hilfeleistung positiv 
gesehen werden, erfahren heute 
jene Eheschließungen, die den 
Aufenthalt von Drittstaatsangehö-
rigen legalisieren, eine gänzlich 
andere Bewertung. Als sogenannte 
„Aufenthaltsehen“ stellen sie in 
Österreich seit 2006 ein strafrecht-
liches Delikt dar. Messinger be-
schreibt diese Begriffsverschie-
bung und benennt die 
Einrichtungen, die diese Krimina-
lisierung vorantrieben. Sie be-
schreibt anhand der Kategorien 
Geschlecht, Klasse, Nationalität 
und Aufenthaltsstatus präzise, wer 
in Österreich (und wer nicht) ver-
dächtigt, angeklagt und verurteilt 
wird. Preisverdächtig!
Irene Messinger:  
Schein oder nicht Schein.  
Konstruktion und Kriminalisierung von 
„Scheinehen“ in Geschichte und Gegen-
wart. Mandelbaum Verlag, 280 Seiten.
€ 19.90

Mama Illegal  
Ein Film von Ed Moschitz
Sie sind stille Helfer, fast niemand 
kennt sie. Abends, wenn ihre Ar-
beitgeber nach Hause kommen, 
sind sie meist schon weg. Den 
Lohn für ihr Tun finden sie bereit- 
gelegt, im Kuvert oder auf einem 
Teller im Vorzimmer. So leben sie 
unter uns und werden doch nicht 
gesehen. Sie kennen intime Details 
aus dem Privatleben ihrer Dienst-
geber, doch die wissen meist nicht 
einmal ihre Nachnamen. „Mama 
Illegal“ leiht drei dieser anonymen 
privaten Haushaltshilfen und 
Pflegehelferinnen eine Stimme 
und gibt so dem Thema „illegale 
Einwanderung“ ein Gesicht. Ein 
bewegender Film über ein aktuel-
les Thema, das uns betrifft – und 
betroffen macht. 

Der ORF-Journalist Ed Mo-
schitz („Am Schauplatz“) legt mit 
seinem ersten Kino-Doku-
mentarfilm „Mama Illegal“ eine 
präzise Langzeitstudie vor: Sieben 

Jahre lang begleitete er drei Frau-
en aus einem kleinen moldawi-
schen Dorf. Frauen, die mit unter-
schiedlichen Problemen zu 
kämpfen haben, deren Geschichte 
sich in jedoch einem entscheiden-
den Punkt ähnelt: Sie kommen aus 
einem Land ohne Perspektive. Die 
Arbeitslosigkeit ist enorm und die 
Jobchancen sind gleich null. Den-
noch sind die Preise in den Ge-
schäften ähnlich hoch wie in West-
europa. Als einzigen Ausweg 
sehen viele nur noch die illegale 
Einreise in die EU um dort für we-
nig Geld private Haushalte zu put-
zen oder Pflegebedürftige zu be-
treuen. Nur so können sie etwas 
Geld erwirtschaften und ihren 
Traum von einer besseren Zukunft 
verfolgen. 

Für diesen Wunsch zahlen sie 
einen hohen Preis: Sie lassen ihre 
Kinder zurück und sehen sie meist 
für Jahre nicht. Eine Rückkehr 
oder auch nur ein Besuch sind aus 
rechtlichen Gründen schwierig, 
die von Schleppern organisierte 

Reise ist teuer und gefährlich. So 
bleiben die Frauen erzwungener-
maßen im Ausland, in der Regel 
länger als ursprünglich geplant. 
Hier leben sie illegal, weitgehend 
rechtlos und ohne Schutz sowie 
ohne medizinische Versorgung. 
Für die Zurückgebliebenen dreht 
sich die Welt weiter, ihre Probleme 
müssen sie alleine lösen, und die 
Distanz hinterlässt bei einer gan-
zen Generation ihre Spuren. 

Der vielfach ausgezeichnete 
Journalist Ed Moschitz schafft mit 

„Mama Illegal“ ein berührendes 
Kinodebüt. Der Film zeichnet ein-
fühlsam das Leben der drei Frauen 
nach: ihre Ängste und die Unsi-
cherheit ihres illegalen Status, 
aber auch die Konsequenz und die 
Zähigkeit, mit der sie die Widrig-
keiten ihres Lebens bewältigen. 
Moschitz ergreift in seinem Film 
nicht Partei, doch er wirft eine 
Menge Fragen über jene Umstände 
auf, die zu illegaler Einwande-
rung, persönlicher Entschei-
dungsfindung und institutionellen 
Verantwortlichkeiten führen. 

„Mama Illegal“ entführt uns in 
die Alltagsrealität von Menschen, 
die unter uns leben und doch un-
sichtbar bleiben. Der Film macht 
zum Thema, worüber normaler-
weise geschwiegen wird. Wo meist 
Vorurteile und Klischees das Mei-
nungsklima beherrschen, zeigt 
dieser Film ein Stück authenti-
scher Realität – und überlässt es 
den Zuschauern, sich eine eigene 
Meinung zu bilden.
Ab Ende September im Kino. 

Menschenrechte fangen  
in der Nähe an
Wo fangen die Menschenrechte 
an? Ganz in unserer Nähe, im All-
tag. Und wo hören sie auf? Immer 
dort, wo sie ignoriert, verleugnet, 
für unwichtig erklärt und beiseite-
gewischt werden. Die Menschen-
rechte zu verteidigen, bedeutet 

also stets: um ihre 
Existenz zu wissen, 
und im Alltag wach-
sam zu sein. So unge-
fähr ließe sich der 
Grundgedanke dieses 
wichtigen Buches be-

schreiben. Die Journalistin Irene 
Brickner, eine der ausgewiesens-
ten und hartnäckigsten Expertin-
nen auf dem Gebiet, hat verschie-
dene Politikbereiche in Österreich 
unter die Lupe genommen und da-
rauf abgeklopft, wie sehr sie in 
Einklang mit den allgemein ver-
brieften Menschenrechten stehen:  
das Asyl- und Fremdenrecht, die 
Meinungsfreiheit, den Schutz ge-
gen Diskriminierung und den 
Schutz vor Armut. Zum Vorschein 
kommt dabei einiges – von simp-
lem behördlichen Unwissen bis hin 
zu eiskalter politischer Perfidie. 
Abstrakt, zeigt Brickner, ist am 
Thema Menschenrechte gar 
nichts. Immer geht es um Men-
schen aus Fleisch und Blut.
Irene Brickner:  
Schwarzbuch Menschenrechte.  
Worüber Österreich schweigt.  
Residenz Verlag, 220 Seiten,  
€ 21,90

Wie sich der Weltkrieg anfühlte
Kinderbücher zum Vorlesen gibt es 
zuhauf. Aber was liest man älteren 
Menschen vor, die nicht mehr 
selbst lesen können? Der Berliner 
Zeitgut Verlag hat sich diese oft 
vernachlässigte Frage gestellt – 
und eine naheliegende Antwort 
gefunden: Am besten eignen sich 

Erinnerungen an die 
eigene Jugend. Her-
ausgekommen ist bei 
dieser Aufzeichnung 
persönlicher Ge-
schichten bisher 
schon eine 26-teilige 

Buchreihe, die man ebenso gut als 
Zeitzeugenarchiv benützen kann: 
Erinnerungen an die HJ- und 
BDM-Erziehungslager finden sich 
hier ebenso wie Schilderungen der 
Bombennächte oder der Hunger-
jahre der unmittelbaren Nach-
kriegszeit. Im aktuellen Band, 
„Frauen an der Heimatfront“, 
kommen zum Beispiel eine dama-
lige Erntehelferin, eine Eisenbahn-
schaffnerin und eine Bäuerin, die 
sich in einen polnischen Fremdar-
beiter verliebte und ins KZ depor-
tiert wurde, zu Wort. Wissenschaft 
sind diese Geschichten nicht,  und 
die sind – wohl absichtlich – so un-
politisch wie möglich. Wohl aber 
machen sie die politische Ge-
schichte Deutschlands  emotional 
verständlich.
Jürgen Kleindienst/Ingrid Hantke (Hg.): 
Frauen an der Heimatfront.  
Erinnerungen 1939–1945.  
Zeitgut Verlag, 320 Seiten, € 13,90
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Gewalt in der Schule
Nein, geprügelt wird in Österreichs 
Schulen nicht viel. Weder unter 
Schülern noch vom Lehrpersonal. 
Wohl aber gehören Schubsen, 
Stoßen und Treten zum Alltag: Das 
ergibt eine Zusatzerhebung der 
PISA-Studie, die nur in Salzburg 
durchgeführt wurde. Jeder vierte 
männliche 15-jährige wird 
demnach innerhalb eines halben 
Jahres Opfer von Gewalt. Und 
jeder dritte ist in diesem Zeitraum 
zweimal Täter. Interessantes 
Detail: Bei Mädchen mindert 
Gewalterfahrung die schulischen 
Leistungen; bei Buben ist kein 
solcher Zusammenhang 
feststellbar.

Quelle: PISA-Studie, Die Presse

lokal

der Österreicherinnen und Österrei-
cher finden Zensur von Medieninhal-
ten richtig – ein bisschen, zumindest: 
„Es wäre besser, wenn der Staat ei-
nen Blick auf Zeitungsinhalte wirft, 
bevor diese veröffentlicht werden“ – 
dieser Aussage stimmen sie zu. Das 
ist ein Ergebnis einer vom VÖZ (Ver-
band Österreichischer Zeitungen) in 
Auftrag gegebenen Umfrage zum 
Thema Pressefreiheit. Eine Mehrheit 
der Befragten ist außerdem der Mei-
nung, der Staat müsse die Unabhän-
gigkeit der Medien mit finanziellen 
Förderungen erhalten – was den Zei-
tungsherausgebern sehr gelegen 
kommt.

der insgesamt 90.000 Menschen 
Menschen in Gesundheits- und Kran-
kenpflegeberufen sind weiblich. Im 
Durchschnitt sind sie 38,5 Jahre alt. 
Doch im Gegensatz zu der viel kleine-
ren Berufsgruppe der Ärzte sind die 
Pfleger/-innen schlecht vernetzt und 
haben keine laute Lobby. Obwohl ihre 
Arbeit immer mehr, immer wichtiger  
und komplexer wird. „Wir sind darauf 
konditioniert, die Mängel des Systems 
zu kompensieren“, sagt Ursula Froh-
ner, Chefin des Pflegeverbands. Und 
diese Mängel werden immer deutli-
cher – ebenso wie der Mangel an 
Pflegekräften selbst. Als ersten Schritt 
fordert der Verband die Einstellung 
von mehr Büro-, Reinigungs und Ser-
vicekräften in Spitälern, um das Pfle-
gepersonal zu entlasten.

18%

92%
Problemzone

Man muss hinschauen, wenn andere wegschauen. Und aufstehen, wenn 
andere vor Schreck erstarren: Das sind die Grundprinzipien des Projekts 
„Mut zur Vielfalt“, das an den kaufmännischen Schulen des Wiener bfi 
läuft. 13 Schüler und Schülerinnen ließen sich dabei zu sogenannten 
„Peer-Trainer(innen)“ ausbilden und halten anschließend für ihre Mit-
schülerinnen und Mitschüler Workshops ab, in denen vermittelt wird, 
wie man sich im Alltag gegen Rassismus und Diskriminierungen zu Wehr 
setzt. Geleitet wird das Projekt von ZARA, der Organisation für Zivilcou-
rage und Anti-Rassismus-Arbeit. Die meisten der nun ausgebildeten Peer-
Trainer(innen) haben vorher am eigenen Leib erlebt, wie sich diskrimi-
nierende Erfahrungen anfühlen – und wie sehr sie lähmen können.

ALTERSHEIM. Die Volksanwaltschaft betritt ab Herbst Neuland: Sie wird 
künftig überprüfen, ob in sozialen Einrichtungen wie Alters-, Pflege-, Behinder-
tenheimen und in psychiatrischen Anstalten die Menschenrechte eingehalten 
werden. Es soll unangekündigte Besuche in diesen Institutionen geben und 
untersucht werden, wie es um Medikation und Fixierung, Ausstattung und Hy-
giene, Betreuungsintensität und Freizeitangebote steht. Ähnliche unangekün-
digte Überprüfungen gab es bisher schon in Polizeiarresten, Schubhaftanstal-
ten und Gefängnissen, und zwar durch Kommissionen des 
Menschenrechtsbeirats. Gertrude Brinek, Vorsitzende der Volksanwaltschaft, 
hat aus einzelnen Institutionen schon gehört, es sei „höchste Zeit, dass wir 
kommen“ – vor allem wegen der dort herrschenden Personalnot.

Zahlen, bitte! TatortWas einer vom  
anderen lernen kann

nie

bisher 1–2-mal

2–3-mal/Monat

1-mal/Woche

fast täglich

78 %

47 %
16 %

Mädchen
Buben

3 %

2 %

1 %

28 %

12 %

6 %

7 %

Schubsen, stoßen, treten

Der Ort ist berüchtigt, und sein 
Name steht mittlerweile für 
sämtliche Verfehlungen der 
österreichischen Asylpolitik  
in ihrer speziellen Kärntner 
Spielart. Von Jörg Haider einst 
als bewachte Sonderanstalt 
für Asylwerber erdacht, die ei-
ner Straftat verdächtigt sind 
(nicht wegen einer solchen 
verurteilt wurden!), kommt das 
isoliert gelegene Heim nicht 
aus den Schagzeilen. Mal ging 
es um Baumängel, dann um 
die fehlende Heizung und die 
schwierige medizinische Ver-
sorgung hoch oben auf dem 
Berg. Zuletzt erzählte eine 
ehemalige Köchin von unhygi-
enischen Lebensbedingungen 
und dem verdorbenen, ekeler-
regenden Essen, das sie den 
Bewohnern auf Anordnung der 
Heimleiterin verabreichen 
musste. Im Rahmen ihrer neu-
en Befugnisse (siehe Artikel 
links) will die Volksanwalt-
schaft nun alle Hebel in Bewe-
gung setzen, um die Anstalt 
zu überprüfen. „Wir werden 
nicht lockerlassen“, verspricht 
die grüne Volksanwältin Tere-

Was ist los  
auf der Saualm?



Woher kommst du?
Aus Myanmar. Ich lebe seit vier Jahren in Thailand. Ich bin 
wegen des Studiums hierhergekommen. Ich habe an der 
Universität hier in Chiang Mai Philosophie und Psychologie 
studiert.

Und seit wann bist du ein Mönch?
Seit 2008, aber ich lebe bereits seit meinem 12. Lebensjahr 
im Tempel. Die buddhistische Lehre sieht vor, dass jeder 
Mann einmal im Leben ins Kloster geht. Ich wollte ursprüng-
lich nur ein paar Monate bleiben, aber es hat mir dann so 
gut gefallen, dass ich mich entschieden habe, zu bleiben. 

Was hast du heute gemacht?
Ich bin um fünf Uhr aufgestanden, dann ist Singen, dann 
Meditation. Das machen wir jeden Morgen so. Dann gehen 
wir hinaus, um von den Leuten Essen zu sammeln. Danach 
unterrichte ich die Jüngeren oder reinige den Tempel, je 
nachdem, welchen Dienst ich gerade habe. Der Dienstplan 
ist aber nicht sehr streng. Oft bin ich auch beim Monk Chat, 
wo uns Besucher des Tempels Fragen stellen können. 

Was bedeutet für dich Sicherheit?
Da man sich als Buddhist von Streit, vom Trinken usw. fern-
hält, lebt man automatisch sicherer. Das hier ist ein sehr  
sicherer Ort. Aber Mönche können natürlich auch sterben.

Was bedeutet Freiheit für dich?
Wenn man nicht mehr wiedergeboren wird, keine Inkarnati-
on mehr hat: Das ist endgültige Freiheit für einen Buddhis-
ten. Dann gibt es noch die Freiheit, die in diesem beschränk-
ten Leben existiert, die Freiheit von persönlichen 
Problemen. Als Mönch wird man frei von Gier, Zorn, Hass 
und Täuschung. Das heißt aber nicht, dass man Mönch wer-
den muss, um frei zu sein. 

Was würdest du auf der Welt verändern?
So viele Menschen denken zu viel, machen sich Sorgen.  
Die buddhistische Meditation würde sie heilen, sie ist wie 
Medizin.

Was macht dich glücklich?
Glücklich bin ich, wenn ich unterrichte. Oder während der 
Monk Chats.

Wovor fürchtest du dich?
Vor Autofahrten, seit ich einmal mit dem Nachtbus nach 
Bangkok gefahren bin. Wir hatten einen schweren Zusam-
menstoß, der Bus überschlug sich mehrmals. Ich wurde da-
bei am ganzen Körper verletzt und habe heute noch Narben.

Was ist das Mutigste, was du jemals getan hast?
Alles ist mutig, auch das, dieses Interview zu geben.

Was machst du heute noch?
Ich fahre mit dem Nachtbus nach Bangkok, denn ich wurde 
eingeladen, dort einen Vortrag über die Lehren des Buddhis-
mus zu halten.

Interview und Foto: Barbara Tschann

8 fragebogen
Was ist im Leben wirklich wichtig? Was nicht? 
Hier kommen Menschen zu Wort, die sonst  
viel zu selten gefragt werden.

Kavipiya Kavi, 25 Jahre alt,  
Chiang Mai, Thailand
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Gelten  
Menschenrechte 
auch online?

Problemzone
Ukraine

Menschen sind online oft an-
ders als im wirklichen Leben. 
Waren, die im Internet sehr  
attraktiv schienen, sind offline 
nicht mehr ganz so schön.  
Aber sind Menschenrechte die-
selben, online und offline? Ja, 
lautet eine wichtige Grundsatz-
entscheidung, die der Men-
schenrechtsrat der UNO jüngst 
einstimmig in einer Resolution 
angenommen hat. Darin wird 
klargestellt: Alle Menschen-
rechte, die offline gelten, müs-
sen von Staaten auch online 
respektiert werden. Außerdem 
werden alle Staaten aufgefor-
dert, die digitalen Gräben zwi-
schen den Staaten und inner-
halb der einzelnen Staaten zu 
schließen, damit alle Menschen 
Zugang zum Internet haben.

Nur wenige ukrainische Medien 
berichten kritisch über ihr eige-
nes Land. Der Fernsehsender 
„TV1“ und die Internetzeitung 
„LB.ua“ waren zwei davon. Bei-
de wurden Ende Juli in elf 
Großstädten von den Behörden 
abgedreht, ohne Vorwarnung. 
Gleichzeitig wurden strafrecht-
liche Anzeigen erstattet. Gegen 
mehrere Journalisten laufen Er-
mittlungen. Sonja Koschkina, 
die Chefredakteurin von LB, die 
sich derzeit im Ausland aufhält, 
wagt sich seither nicht in die 
Ukraine zurück. Offenbar ver-
folgt die Regierung eine Strate-
gie der Gleichschaltung. Schon 
in den vergangenen zwei Jah-
ren wurden mehrere Regional-
medien auf Linie gebracht.

Zahlen, bitte!

Tatort

Dollar muss die amerikanische Hypo-
thekenbank „Countrywide“ zahlen, 
weil sie von Kunden mit dunklerer 
Hautfarbe höhere Kreditzinsen ver-
langte als von jenen mit weißer. Zu 
diesem interessanten Ergebnis kam 
das US-Justizministerium, nachdem 
es 2,5 Millionen Kreditverträge syste-
matisch durchforsten ließ. Dabei wur-
de offensichtlich, dass Afroamerika-
ner und Latinos durch überhöhte 
Zinsen systematisch benachteiligt 
wurden, auch wenn sie dieselbe Bo-
nität vorweisen konnten wie weiße 
Amerikaner. Mit der Vergleichssum-
me von 256 Millionen werden sie 
nun entschädigt.

Serbien will EU-Mitglied werden. Als EU-Mitglied muss das Land den euro-
päischen Standards des Minderheitenschutzes genügen. Da gebe es noch 
einiges zu verbessern, bemängelt das benachbarte Rumänien – insbesonde-
re, was die rumänischsprachige Minderheit betrifft. Die Volkszählung von 
2002 weist in Serbien 35.000 Rumänen und 40.000 Walachen aus, die 
ebenfalls Rumänisch sprechen. Die meisten von ihnen leben im Timok-Tal 
nahe der rumänisch-bulgarischen Grenze. Rumänien behauptet, es seien 
noch weit mehr, nämlich eine Viertelmillion. Es fordert für die Walachen 
die Anerkennung als Minderheit, Unterricht in ihrer Muttersprache sowie 
staatliche Förderung rumänischsprachiger Medienangebote. Erst dann will 
es dem EU-Kandidatenstatus Serbiens zustimmen.

Serbien ist auch  
ein bisschen rumänisch

INDIEN. Mahatma Gandhi, der historische Staatsheld Indiens, lehrte Gewalt-
freiheit. Lange wurde das Land von einer Frau regiert. Doch sobald es um 
Frauen im Alltag geht, kann in Indien von Frauenrechten und Gewaltfreiheit 
nicht die Rede sein. Laut einer vergleichenden Studie der Thomson Reuters 
Foundation ist Indien das frauenfeindlichste Land unter den 20 großen Indu-
strienationen – obwohl auf dem Papier Gleichberechtigung herrscht. Die Dis-
kriminierung beginnt schon vor der Geburt: Zehntausende Föten werden jedes 
Jahr abgetrieben, weil sie weiblich sind. Fast 45 Prozent aller Mädchen wer-
den verheiratet, ehe sie 18 Jahre alt sind, oft gegen ihren Willen und oft für 
Geld. Und jede Stunde wird eine Frau wegen Mitgift-Streitereien ermordet. 

256.000.000

Woran Mütter sterben
Weltweit sterben jährlich  
etwa 260.000 Frauen wegen 
Komplikationen vor, während oder 
kurz nach einer Geburt. Sehr viele 
dieser Todesfälle ließen sich 
vermeiden, wenn beim Gebären 
medizinisch geschultes Personal 
anwesend wäre: Hebammen oder 
Krankenschwestern könnten etwa 
starke Blutungen stoppen, auf die 
mehr als ein Drittel aller Todesfälle 
zurückzuführen sind.

Ein Fernsehsender  
und eine Internetzeitung  
wurden ohne Vorwar-
nung abgedreht. 

Quelle: Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung,  
Datengrundlage: United Nations

35 % Schwerer Blutverlust

18 % Bluthochdruck

18 %  Indirekte  
Todesursachen

11 %  Sonstige  
direkte  
Todesursachen

Abtreibung, 9 % 
Fehlgeburt

 Embolie 1 %  Blutvergiftung 8 % 



„Ich träume heute noch manchmal davon!“, würgt die vier-
zehn Jahre alte Najla Bajrami aus sich heraus. Man sieht ihr 
an, dass sie sich nicht gern an jene Nacht erinnert, in der sie 
und ihre älteren Schwestern Elsa und Almeida um sechs Uhr 
morgens von österreichischen Polizisten aus dem Schlaf ge-
rissen wurden. 

Damals, am 20. März 2008, war das Mädchen noch keine 
zehn. Sie und ihre Schwestern schliefen gemeinsam in einem 
Zimmer. Die Polizei ließ sie nicht mehr zu ihren Eltern. „Stel-
len Sie sich vor: Mitten in der Nacht weckt man uns auf. Wir 
Kinder wissen nicht, warum wir verhaftet werden. Wir sehen 
unsere Eltern nicht und dürfen nicht mit ihnen sprechen. Nie-
mand sagt uns, was los ist.“ Najla spricht heute noch in abge-
hackten Sätzen, wenn sie davon erzählt. Und das liegt nicht 
an ihrem Deutsch, das sie mindestens genauso gut beherrscht 
wie ihre Muttersprache, das Našinski der Goranci, einer sla-
wisch-muslimischen Minderheit, die im Dreiländereck zwi-
schen Kosovo, Albanien und Mazedonien lebt. 

In dieser wunderschönen, aber abgelegenen Bergregion 
kamen die „Bergler“, wie man „Goranci“ übersetzen könnte, 
erstmals vor hundert Jahren zwischen die Fronten der neuen 
Nationalstaaten. Ihre Dörfer fanden sich auf beiden Seiten 
der neuen serbisch-albanischen Grenze wieder. In den 1990er 
Jahren gerieten die kosovarischen Goranci in die nationalisti-
schen Zerfallskonflikte Jugoslawiens. Als kleine Minderheit 
ohne politisches und ökonomisches Gewicht bemühten sie 
sich stets, unauffällige und loyale Staatsbürger zu sein. Das 
blieben sie auch, als das von Milošević geführte Restjugosla-
wien in einen immer gewaltsameren Konflikt im Kosovo ver-
wickelt wurde. Die meisten Goranci versuchten sich heraus-
zuhalten. Allerdings wurden sie, im Gegensatz zu den Alba-
nern, zum Wehrdienst einberufen. Nachdem das Milošević-
Regime die meisten Albaner aus ihren Jobs geworfen hatte, 
wurden deren Stellen mit Angehörigen der Minderheiten 
besetzt. 

Kein Wunder, dass die Albaner nach dem Ende des Kriegs 
die Goranci als Verbündete der Serben wahrnahmen. In eini-
gen Dörfern kam es zu Racheakten. Ehemalige Angehörige 
der Armee und der Polizei mussten um ihr Leben fürchten. 

Tausende Goranci suchten ab 1999 Zuflucht in Serbien, aber 
auch in Westeuropa. In Serbien wurden sie nämlich keines-
wegs mit offenen Armen empfangen. Der stark mit der ser-
bisch-orthodoxen Kirche verbundene serbische Nationalis-
mus sah in den ehemaligen Waffenbrüdern eher Muslime als 
Slawen. 

Einer jener, die im Krieg auf der serbischen Seite einge-
setzt waren, war Najlas Vater, Jasim Bajrami. Als Reservist 
der jugoslawischen Armee verhaftete er 1998 vier albanische 
Guerilleros. Seither fürchten er und seine Familie sich vor der 
Rache der Angehörigen. Diese Furcht ist nicht unbegründet. 
Der Kosovo ist immer noch weit davon entfernt, ein Rechts-
staat zu sein. 

Familie Bajrami wartete trotzdem zu und hoffte, dass sich 
die Situation verbessern würde. Als die Drohungen nicht auf-
hörten, floh die Familie 2006 nach Österreich und erhielt 
nach vier Monaten einen negativen Asylbescheid. Nachdem 
der Antrag auch höchstgerichtlich abgelehnt worden war, 
stürmte die Polizei schließlich im März 2008 das Asylheim in 
Mühldorf bei Krems, in dem die Familie untergebracht war.

Zwar gelang es der Familie mit Hilfe eines Anwalts, bereits 
nach vier Stunden wieder freizukommen. Die Traumatisie-
rung der drei Mädchen aber blieb. Insbesondere Elsa, die Äl-
teste, und Najla, die Jüngste, wirken bis heute verschüchtert. 
„Wir wurden wie Kriminelle eingesperrt!“, sagt Elsa. Und er-
zählt, wie sich die Mädchen sogar nackt ausziehen mussten.

Ein neues Asylverfahren ermöglichte der Familie, noch 
siebzehn Monate in Österreich zu bleiben. Die Familie be-
mühte sich in dieser Zeit sehr um Integration. Jasim Bajrami 
übersetzte regelmäßig bei den Ärzten und Zahnärzten in der 
Gemeinde. 2009 berichteten die Niederösterreichischen 
Nachrichten über seinen selbstlosen Einsatz bei der Hilfe für 
die Hochwasseropfer an der Donau. 

Nachdem allerdings der Asylantrag auch im zweiten Asyl-
verfahren abgelehnt wurde, überredete der vom Innenminis-
terium finanzierte „Verein Menschenrechte Österreich“ 
(VMÖ) Jasim Bajrami zur freiwilligen Rückkehr in den Koso-
vo: „Die sind zu uns gekommen und haben gesagt, dass wir in 
Handschellen abgeführt, eingesperrt und gewaltsam zurück-
gebracht werden, wenn wir nicht unterschreiben.“ Da seine 
Töchter schon von der letzten Verhaftung traumatisiert wa-
ren, wollte Jasim Bajrami ihnen das ersparen. Zehn Tage spä-
ter saß die Familie im Flugzeug in den Kosovo.

Die Familie ist seither die einzige in Rapča, die kein eige-
nes Haus besitzt und in Untermiete wohnen muss. Für die 
beiden älteren Töchter ist die Schulzeit nach neun Jahren be-
reits vorbei. Die Familie hat zu viel Angst, die Töchter in eine 
weiterführende Schule in das ethnisch gemischte Dragaš 
oder nach Prizren gehen zu lassen. Arbeit gibt es keine im 
Dorf. Elsa und Almeida langweilen sich zu Hause zu Tode. 
Nur Najla darf noch ein Jahr in die Schule gehen. 

Mit ihren österreichischen Schulfreundinnen sind die 
Mädchen noch über Facebook in Kontakt. „Die verstehen 
auch nicht, warum wir gehen mussten“, sagt Najla. „Ich ver-
misse sie, und sie vermissen uns.“

Drei Mädchen und ein Trauma.
Eine kosovarische Familie suchte Zuflucht in Österreich. 
Doch die Polizei holte sie frühmorgens aus dem Bett und 
schickte sie zurück. Ein Hausbesuch. Von Thomas Schmidinger, Rapča

10 ortstermin

„Mitten in der 
Nacht weckt  
man uns auf.  
Wir Kinder  
wissen nicht,  
warum wir  
verhaftet wer-
den. Wir sehen 
unsere Eltern 
nicht und dürfen 
nicht mit ihnen 
sprechen.  
Niemand sagt 
uns, was  
los ist.“

Najla, Elsa, Almeida und die Eltern: Es gibt keine Schule mehr und kein eigenes Haus
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Eigentlich war es nur eine Sommerlochmeldung: 
Die Wiener Polizei befahl das Abschleppen Dutzen-
der Autos, die auf der Donauinsel eine Busstation 
zugestellt hatten. Gemeinsam mit diesen Autos 
wurde aber auch das Gewand etlicher Falschparker 
weggebracht – weil dort, im Süden der Donauinsel, 
nämlich traditionell nackt gebadet wird und viele 
ihre Kleidung gleich in ihren PKWs lassen, bevor es 
ins Wasser geht. Proteste waren vergeblich, die 

FKKler hatten Pech, ihre Klamotten waren weg. Wie sie tatsächlich 
nach Hause gekommen sind, wird nicht berichtet, das durfte sich die 
geneigte Leserschaft grinsend ausmalen. 

Der „Witz“ liegt – wie häufig – in einem Tabuverstoß: Nacktheit mag 
an manchen Ufern der Donau akzeptiert sein, im Rest der Stadt ist sie 
eines der letzten absoluten No-Nos – nicht umsonst ist der Albtraum 
vom Verlust der Kleidung in der Öffentlichkeit so weit verbreitet. Wer 
sich an einem FKK-Strand freiwillig auszieht, verzichtet denn auch 
nicht auf jegliche Kleidung in allen anderen Teilen der Stadt. Mehr Er-
niedrigung, als in der Öffentlichkeit wider Willen nackt sein zu müs-
sen, ist in unseren Breiten kaum vorstellbar. Da könnte man auch ganz 
humorlos fragen: Wurde diese Erniedrigung etwa gar gezielt, sozusa-
gen aus „pädagogischen Gründen“, eingesetzt?

Artikel 3 der Europäischen Menschenrechtskonvention verbietet es 
Österreichs Verwaltung und Polizei unter allen Umständen, Menschen 
erniedrigend zu behandeln oder zu bestrafen. Direkt neben einem 
stadtbekannten FKK-Strand ist aber die Annahme naheliegend, dass 
PKW-Besitzer (auch die, die falsch parken) ihre Bekleidung im Auto lie-
gen lassen. 

Zweifellos ist es mehr als nur ärgerlich, wenn Autos illegal ganze 
Busstationen zuparken. Zweifellos hat der Staat das Recht und die 
Pflicht, Parkverbote durchzusetzen, auch dadurch, dass solche PKWs 

abgeschleppt werden. Aber ebenso zweifellos haben der österreichi-
sche Staat und seine Polizei sich Gedanken über die konkreten mögli-
chen Folgen ihres Handelns zu machen. 

Wenn absehbar ist, dass Handlungen zur Rechtsdurchsetzung dazu 
führen, dass „Täter“ (besser: „Verdächtige“) als unmittelbare Folge die-
ses Handelns auf menschenunwürdige Art erniedrigt werden, dann ha-
ben Verwaltung und Polizei innezuhalten – und nach Möglichkeiten zu 
suchen, diese Amtshandlung ohne diese Konsequenz durchzuführen. 
Lässt sich das nicht machen, dann hat die Amtshandlung zu unterblei-
ben, sonst wird Verfassungsrecht gebrochen. Das gilt schon für Men-
schen, die der Vergewaltigung oder des Mordes überführt sind, noch 
mehr für jene, die verdächtig (!) sind, falsch geparkt zu haben. 

Man muss nicht immer gleich „Menschenrechtsverletzung“ schreien, 
aber, Herrschaften: Das hätte euch doch schon der bloße Anstand sa-
gen können, dass man eine Amtshandlung nicht so führt, dass Men-
schen nackt zurückbleiben, oder?

Eigenverantwortung wird großgeschrieben, zumin-
dest, wenn es um Umweltschutz geht. In anderen 
Bereichen ist diese Haltung aber eher nicht so en 
vogue. Wie man in den vergangenen Monaten an 
jenen sah, die allesamt ihre Unschuld beteuerten 
und die selbst für die größten (geschossenen oder 
nicht geschossenen) Böcke niemals Verantwortung 
übernehmen. All diese Männer in ihren blütenwei-
ßen Hemden, die einander gern Gefälligkeiten er-

weisen, um sich dann – alles saubere Geschäfte, bloß schmutzige Vor-
würfe – moralisch reinzuwaschen: Sie eignen sich auch bestens, um zu 
zeigen, warum es immer noch „saubere Weste“ heißt – und nicht etwa 
„sauberes Kleid“. 

Allerdings muss schmutzige Wäsche immer irgendwann von irgend-
wem gewaschen werden. Die politische Wäsche, aber auch jede andere. 
Wobei die supermega- oder Oxy-sauberen Werbeversprechen der 
Waschmittelindustrie den Sprüchen der oben genannten Männer schon 
frappant ähneln, in der Geisteshaltung. Bedeutend ist, hier wie dort, 

was nicht ausdrücklich gesagt wird. Und natürlich das Kleingedruckte, 
das man nie so genau liest. Im Fall von Waschmitteln handelt es sich 
dabei um optische Aufheller, Perborate, petrochemische Tenside, gen-
technisch behandelte Enzyme oder waschaktive Alkylbenzolsulfonate. 
Das sind Schadstoffe – und nicht etwa, wie uns suggeriert wird, „reine“ 
Schmutztilger. 

Soll heißen: Das, was uns verspricht, unsere Wäsche vom Schmutz 
zu befreien, verursacht erst recht welchen. Anderen Schmutz, hygieni-
scheren, chemischeren, scheinbar besseren. Besser wirksam ist dieser 
Schmutz jedenfalls. Und sehr viel haltbarer. Eigentlich unbegreiflich, 
dass so ein Dreck überhaupt verkauft werden darf. Doch das geht leicht 
und ist sehr gewinnbringend. Verantwortung für die Umwelt wird auch 
hier nicht übernommen, und wenn, dann ist sie bloß ein Lippenbe-
kenntnis. Kein Wort über die giftigen Schadstoffe, die mit dem Klär-
schlamm aufs Feld und dann zurück ins Trinkwasser gelangen. Und 
nichts über den Zusammenhang zwischen Waschmitteln und Allergien.

In der Politik wie beim Waschen gilt: Bloß nie das Kleingedruckte le-
sen. Und natürlich nie an eine mögliche Schädigung der nachfolgenden 
Generationen denken. Hauptsache ist, man(n) steht als richtiger „Blen-
der“ da, ganz wie die optischen Aufheller im Waschmittel, Natriumcar-
bonat oder Natriumsulfat. Auch die verschwinden nicht so schnell. 
Sind nicht abbaubar. Und führen zur Versalzung von Gewässern. 

Angesichts einer chemischen Industrie, die weltweit 10 % des Erdöls 
verbraucht und es schafft, mit nachweislich schädigenden Substanzen 
so ziemlich alle unsere Reinheitsphantasien zu nähren, hat Nachhaltig-
keit halt kaum ein Leiberl. Zumal das Werbeversprechen ja neuerdings 
sogar heißt: Nicht nur der sichtbare, auch der unsichtbare Schmutz ist 
gefährlich. Und kann beseitigt werden. Ein Sauberkeitskonzept, vor 
dem mir nicht nur beim Wäschewaschen immer mehr graust …

12 forum

Ein Sommerscherz?  
Nein, auch Nackte haben Rechte
Von Georg Bürstmayr

Die weißen Westen, die so weiß 
sind, dass sie blenden
Von Simone Schönett

Was noch gesagt werden muss. 
Über uns, unseren Umgang mit den Menschenrechten  
sowie kleine und große Unachtsamkeiten im Alltag.

Georg Bürstmayr ist Rechtsanwalt in Wien.

Wurde diese Erniedrigung etwa gar  
gezielt, sozusagen aus pädagogischen 
Gründen, eingesetzt?

Das, was uns verspricht, unsere Wäsche 
vom Schmutz zu befreien, verursacht  
erst recht welchen. 

Simone Schönett ist Schriftstellerin in Kärnten.  
Eben erschien ihre Novelle „Oberton und Underground“ (Edition Meerauge).
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Heuer hatte ich die Ehre, den Wanderpokal für par-
lamentarische Faulheit zu bekommen. Die Zeitung 
„Österreich“ hat mich in ihrem Ranking als acht-
faulsten Abgeordneten im Nationalrat angeführt. 
Ich muss ehrlich sagen, dass mich diese Wertung 
meiner politischen Tätigkeit getroffen hat. 

Kurz darauf hat sich „Österreich“ tatsächlich bei 
mir entschuldigt. Die Chefredaktion sprach von ei-
nem „Ausrutscher“, eigentlich wollten sie mich auf-

grund meiner Behinderung überhaupt aus der Wertung nehmen. Doch 
das wäre, aus meiner Sicht, dann wirklich eine Diskriminierung gewe-
sen. Denn ich möchte nicht aufgrund meiner Behinderung besonders 
behandelt oder mit journalistischen Samthandschuhen angefasst 
werden. 

Positiv daran ist, dass es zu einer längst überfälligen Diskussion über 
diese Art von Listen gekommen ist. Denn die entscheidende Frage ist, 
ob die Kriterien, die hier angewendet werden, für eine objektive Beur-
teilung der Tätigkeit einer Abgeordneten, eines Abgeordneten über-
haupt geeignet sind. Meiner Meinung nach sind sie das nicht. Aus fol-
genden Gründen:

Die Anzahl der Reden sagt nichts über deren Wirkmächtigkeit aus. 
Viel reden kann auch ein Ergebnis von Faulheit sein! Hingegen kann 
eine sehr durchdachte und gut vorbereitete Rede ein guter Baustein für 
eine Reform sein. Die Anzahl der Anträge, die ein Abgeordneter stellt, 
kann bloß der Beamtenbeschäftigung dienen und Geld verschwenden. 
Oder aber ein Antrag greift wesentliche Fragen auf und fördert wichti-
ge Informationen zutage.

Auch die Anzahl an Ausschussmitgliedschaften allein sagt nichts 
über die Qualität der dort geleisteten Arbeit aus. 

Darüber hinaus muss berücksichtigt werden, dass die Handlungs-
spielräume und Mitgestaltungsmöglichkeiten von Abgeordneten unter-
schiedlich sind, je nachdem, ob sie einer Regierungs- oder einer Oppo-
sitionspartei angehören. Für die Frage, in wie vielen Ausschüssen ein 
Abgeordneter/eine Abgeordnete sitzt, ist schließlich die Größe eines 
Klubs entscheidend.

Lange Rede, kurzer Sinn: Die statistisch gezählte Aktivität sagt 
nichts über dahinter stehende Arbeit und das politische Engagement 
aus – und noch weniger darüber, was für die Bevölkerung eigentlich er-
reicht werden konnte.

Die Tätigkeit einer Politikerin, eines Politikers beschränkt sich nicht 
auf die Sitzungs- und Redezeiten im Parlament. Ein wesentlicher Teil 
sind der landesweite Einsatz für die Anliegen der Bürgerinnen und Bür-
ger, die Wahlkreisarbeit, Beratungsgespräche, Ausarbeitung von Pro-
jekten und neuen Gesetzen, Entwicklung von Lösungsstrategien, Publi-
kationen etc. All das fand im Ranking überhaupt keine 
Berücksichtigung! Als ob man bei einer Chefredakteurin nur die An-
zahl der geschriebenen Artikel, bei einem Arzt nur die Menge an ver-
schriebenen Arzneimitteln zählen oder die Leistung eines Kindergar-
tenpädagogen bloß nach der Anzahl der gewechselten Windeln 
beurteilen würde.

Es geht mir nicht darum, aufgrund von Mitleid oder meiner angeb-
lich geringeren Leistungsfähigkeit aus der Wertung genommen zu wer-
den, sondern um fairere, aussagekräftigere und weniger populistisch 
gewählte Beurteilungskriterien. Wenn ich dann auch noch unter den 
Top-Faulenzern bin, werde ich den Pokal entgegennehmen.

Manchmal redet der Faulste  
am allermeisten  
Von Franz-Joseph Huainigg

Die statistisch gezählte Aktivität sagt 
nichts über die Arbeit und das politische 
Engagement eines Abgeordneten aus.

Franz-Joseph Huainigg ist Nationalratsabgeordneter  
und Behindertensprecher der ÖVP.

Ein juristisch zweifelhaftes Urteil des Landgerichts Köln, das die Be-
schneidung eines Knaben als Körperverletzung wertete, führte nicht 
nur in Deutschland, sondern auch in Österreich zu einer heftigen De-
batte über die im Judentum vorgeschriebene und im Islam traditionell 
praktizierte Zirkumzision. Seither schüren atheistische Fundamentalis-
ten alte Ressentiments gegenüber Juden und Muslimen. 

Dabei handelt es sich bei der Beschneidung der Vorhaut um einen 
kleinen Eingriff, der keinerlei gesundheitliche oder sexuelle Nachteile 
hat. Laut zahlreichen wissenschaftlichen Studien und aus Sicht der 
WHO hat die Beschneidung sogar eine Reihe von gesundheitlichen Vor-
teilen. Wer – wie die Frauenrechtsorganisation „Terre des Femmes“ 
oder einige atheistische Vereinigungen – diese harmlose Praxis mit 
weiblicher Genitalverstümmelung gleichsetzt, verharmlost Letzteres 
sträflich.

Der so genannte „Neue Atheismus“, der im Namen der Menschen-
rechte nun gegen religiöse Minderheiten hetzt, hat mit dem historisch 
mit der Arbeiterbewegung und der Aufklärung verbundenen herr-
schaftskritischen Atheismus wenig gemeinsam. Es handelt sich dabei 
vielmehr um einen biologistischen Antitheismus, der das  „Survival of 
the Fittest“ auch zum gesellschaftlichen Maßstab erklärt und damit 
perfekt mit einer neoliberalen, herrschaftsapologetischen Haltung ver-
knüpft werden kann.

Deshalb ist es kein Wunder, dass sich die Vertreter und Vertreterin-
nen dieses „Neuen Atheismus“ nun auch des Staates bedienen wollen, 
um gegen religiöse Minderheiten vorzugehen – und dabei auf Argu-
mentationsmuster von angeblich barbarischen oder archaischen Ritua-
len zurückgreifen, die tief im antisemitischen Denken wurzeln. 

Auch wenn die Forderungen dieser fundamentalistischen 
Atheist(inn)en derzeit in Österreich mit Sicherheit zum Scheitern ver-
urteilt sind, so hat deren Diskurs bereits heute zur Vergiftung des öf-
fentlichen Klimas beigetragen. Muslime und Juden wurden wochen-
lang an den Pranger gestellt, beschuldigt, ihre Kinder „verstümmeln“ 
zu lassen, und als blutrünstige Monster dargestellt.

Ich bin weder jüdisch noch muslimisch, allerdings ebenfalls seit 
meiner Kindheit beschnitten und habe dies nie als Nachteil erlebt. Sehr 
wohl habe ich allerdings bereits als Kind instinktiv mitbekommen, dass 
man darüber in der Öffentlichkeit besser nicht redet, da es in diesem 
Land nicht von Vorteil ist, anders als die Mehrheit zu sein. Noch nie 
habe ich mich in diesem meinem Land aber so fremd gefühlt wie in den 
letzten Wochen, als mir in Zeitungsartikeln, Facebook-Kommentaren 
und Fernsehtalkshows versucht wurde einzureden, ich wäre „verstüm-
melt“ oder mein Penis wäre „teilamputiert“. 

Wenn ich mich mittlerweile dermaßen befremdet fühle, wie mag es 
dann meinen muslimischen und jüdischen Freunden gehen? Ihr ari-
schen Beschützer jüdischer und muslimischer Vorhäute: Kümmert euch 
um eure eigene Vorhaut und lasst uns in Ruhe!

Kümmert euch gefälligst  
um eure eigene Vorhaut!
Von Thomas Schmidinger

Noch nie habe ich mich in diesem 
meinem Land so fremd gefühlt wie in den 
letzten Wochen.

Thomas Schmidinger ist Politikwissenschaftler in Wien.



Lesbisch sein in China: Einfach ist das nicht. Und doch lebt 
und vibriert die Szene im Untergrund. Der Fotograf Fabian Weiss 
hat die 29-jährige Xiao und einige ihrer Freundinnen besucht  
und ihren Alltag in Beijing dokumentiert. Ein Report.
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Lala Shalong heißt der älteste Lesbenclub in Beijing. Von seinen Fenstern aus sieht man weit über die Lichter der Großstadt.  
Für viele junge Frauen ist das Lala der einzige Ort, an dem sie ihre Gefühle und ihre Sexualität frei leben können und sich nicht  

verstellen müssen. Eben feierte dieser Club mit einem großen Fest siebenten Geburtstag.
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Party im Lala. Es wird, wie so oft, eine lange Nacht werden. Ein Tomboy spielt Billard, eine anderer hat sich verkleidet.  
In der chinesischen Lesbenszene herrscht immer noch eine ziemlich strikte Unterscheidung – eine Frau ist entweder ein „T“ oder  

eine „P“ : T steht für „Tomboy“, P für „Pure Lesbian“
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Betty, 51, und Spring, 32, können einander nur wenige Tage im  
Jahr treffen, in einem Hotelzimmer. Sie haben einander online kennen-
gelernt. Spring will sich von ihrem Mann scheiden lassen. Aber sie  
zögert, weil sie ihren fünfjährigen Sohn nicht verlieren will.
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Xiao ist 29 Jahre alt und frisch geschieden. Nur ihre Eltern wissen über ihre sexuelle Orientierung Bescheid, aber sie haben  
die Hoffnung nicht aufgegeben, dass sich Xiao vielleicht doch noch einmal in einen Mann verliebt. Xiaos Freundin ist eben zum ersten 

Mal zu Besuch in ihre neue Wohnung gekommen.
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Xi lebt in der Großstadt, weit weg von ihrer Mutter. Aber weil die Beziehung so stark ist, hat sie sich die Mutter Maria  
auf den Unterarm tätowiert. Xi verdient nur 300 Euro im Monat, das meiste davon geht für die Miete der Wohnung drauf. Dennoch  

versucht sie jeden Monat, etwas Geld beiseitezulegen und der Mama nach Hause zu schicken.
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Working Poor. Das Wort stammt aus Amerika.  
Aber das Phänomen kennt auch Österreich: Wenn Arbeit nicht 
vor Armut schützt. Und der Lohn nicht zum Leben reicht.

thema

Selbstständig sein kann eine 
schöne Sache sein. Es bedeutet: 
Herr oder Herrin über den eigenen 
Tagesablauf sein. Selbst entschei-
den, wann man morgens aufsteht. 
Sich die Zeit selbst einteilen und 
bei jedem Auftrag „ja“ oder „nein“ 
sagen können. Doch nicht jede 
Selbstständigkeit ist frei gewählt 
– und nicht jeder Selbstständige 
kann diese Vorteile genießen. Ent-
weder weil der Existenzdruck zu 
groß ist. Oder weil er zwar nicht 
vom Arbeitgeber, wohl aber vom 
Auftraggeber abhängig ist – wo-
möglich gar von einem einzigen 
Auftraggeber. Dann spricht man 
nicht von Selbstständigkeit, son-
dern von Scheinselbstständigeit. 

30.000 Scheinselbstständige 
gibt es in Österreich – zumindest 
nach der Zählung der Arbeiter-
kammer. Darunter versteht sie 
Menschen, die eigentlich ein Recht 
auf Anstellung haben, von ihren 
Arbeitgebern jedoch aus Kosten-
gründen ins Unternehmerdasein 
gedrängt werden, samt allen damit 
verbundenen Unannehmlichkei-
ten: Sie haben schwankende Ein-
kommen, müssen sich selbst um 
ihre Versicherung kümmern, 
Selbstbehalte bei Arztbesuchen 
zahlen und bekommen kaum Ka-
renz- und Arbeitslosengeld. „Hier 
werden Notlagen ausgenützt“, 
sagt die AK. Ihre Liste der Schein-
selbstständigen reicht von Anzei-
genvertretern und Asphaltierern 
über Kanalräumer und Gardero-
benfrauen bis hin zu Putz- und 
Pflegekräften: Überall hier sei man 
„in eine größere Organisation ein-
gebunden“. 

Die Wirtschaftskammer sieht 
das nicht ganz so dramatisch, und 
hat andere Zahlen. Unbestritten 
ist, dass die Zahl der „freien 
Dienstnehmer“ nach rasanten 
Steigerungsraten wieder rückläu-
fig ist. Wahrscheinlich deswegen, 
weil es in zwei Problembereichen, 
in Callcentern und in der Erwach-
senenbildung, nun stärkere Kont-
rollen gibt.

Scranton im US-Bundesstaat Penn-
sylvania ist eine kleine Stadt mit 
einem großen Finanzproblem.  
Als Bürgermeister Christopher A.  
Doherty jüngst auf das Konto der 
Stadtkasse blickte und dort nur 
noch 5000 Dollar lagen, zog er die 
Notbremse – und reduzierte den 

Lohn sämtlicher 
kommunaler Ange-
stellter ohne Vorwar-
nung auf den staatli-
chen Mindestlohn 
von 7,25 Dollar pro 
Stunde. Ab sofort. 

Sich selbst nahm er dabei nicht 
aus, ebenso wenig wie Polizisten 
und Feuerwehrleute. Es sei ihm 
nichts anderes übriggeblieben, 
rechtfertgite sich Doherty – wenn 
er stattdessen wichtige kommuna-
le Inftrastruktur stillgelegt 
hätte, wären womög-
lich Bürger gefähr-
det gewesen.

Als „prekär beschäftigt“ gelten ei-
nerseits Personen, die im Verlauf 
des Referenzjahres weniger als 10 
Monate teilzeit- oder vollzeit oder 
für weniger als 12 Wochenstunden 
beschäftigt waren. Andererseits 
werden auch durch Werk- oder 
freie Dienstverträge geregelte Be-
schäftigungsverhältnisse sowie 
Niedriglohnbeschäftigung gezählt. 
Als „niedriglohnbeschäftigt“ gel-
ten alle unselbstständig beschäf-
tigten Personen (ohne Lehrlinge) 
mit einer Normalarbeitszeit von 
über 12 Stunden pro Woche, deren 
Stundenlohn brutto weniger als 
5,77 Euro beträgt. Selbst bei Voll-
zeitbeschäftigung (40 Stunden) 
würde mit diesem Stundenlohn 
kein Monatslohn von 1000 Euro 
zusammenkommen.

In Österreich leben 206.000 
Menschen in Haushalten, in 
denen der Verdienst trotz Er-
werbsarbeit nicht reicht, um 
die eigene Existenz – und die 
der Kinder – zu sichern (Statis-
tisches Jahrbuch Österreichs, 
2012). 

Ursache für Armut trotz  
Erwerbstätigkeit kann eine 
Teilzeitbeschäftigung, nicht 
ganzjährige oder gering ent-
lohnte Tätigkeit, oder auch die 
Haushaltssituation sein (wenn 
mit einem Einkommen mehre-
re Personen erhalten werden 
müssen).

70 % der 127.000 ganzjährig 
erwerbstätigen Working Poor 
waren vollzeitbeschäftigt. Per-
sonen mit Normalarbeitsverhält-
nissen bilden somit die größte 
Gruppe unter den armutsge-
fährdeten Erwerbstätigen im 
Erwerbsalter. Selbständige ma-
chen 19 % aller Working Poor 
aus, sie tragen mit 9 % ein hö-
heres Armutsrisiko als unselb-
ständig Erwerbstätige (4 %).

Etwas weniger als die Hälfte 
der „working poor“ (48%) sind 
über 39 Jahre alt, befinden sich 
also nicht mehr am Beginn ihrer 
Erwerbslaufbahn. Fast drei Vier-
tel der „working poor“ haben 
keine Matura. Hilfsarbeiter im 
Erwerbsalter sind mehr 
als doppelt so häufig 
armutsgefährdet wie 
Facharbeiter, die wiede-
rum eine fast doppelt 
so hohe Armutsgefähr-
dungsquote aufweisen 
wie Erwerbstätige mit 
mittlerer Tätigkeit.

Es ist ein sperriges, ein verräteri-
sches Wort. „Sozialhilfe“ be-
kommt, wer nichts verdient. „Er-
gänzungen“ bekommt, wer so we-
nig verdient, dass das Einkommen 
unter dem Niveau der Szialhilfe 
liegt. Die Inanspruchnahme dieser 
Richtsatzergänzungen hat laut Da-
ten der Statistik Austria in den 
letzten Jahren rasant zugenom-
men, in Wien werden sie mittler-
weile an zwei Drittel der Mindest-
sicherungsbezieher ausbezahlt. 

Ein niedriges Erwerbseinkom-
men schlägt sich jedoch auch in 
nicht existenzsichernden Sozial-
leistungen bei Krankheit, Arbeits-
losigkeit und in der Pension nie-
der. Wer sein Leben lang in prekä-
ren Jobs arbeitet, wird keine exis-
tenzsichernde Pension zusammen-
bekommen, das Arbeitslosengeld 
und die Notstandshilfe sind so ge-
ring, dass man im Falle von Job-
verlust davon keinen Tag überle-
ben kann.

In Österreich  
sind über 100.000 
Menschen nicht 
krankenversichert, 
das sind fast 2 % der 
Wohnbevölkerung.
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Selbstständig?  
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Eine Kleinstadt in Tirol. Jeden Samstagvormittag geschäfti-
ges Treiben. An zehn Ständen mit Produkten der regionalen 
Landwirtschaft bilden sich fast überall Schlangen. Dazwi-
schen finden sich Gruppen von Menschen für eine Plauderei 
zusammen, oft Bekannte, die sich schon länger nicht gesehen 
haben und Neuigkeiten austauschen. Schauen, Grüßen, 
Scherzen: ein Markt wie aus dem Bilderbuch.

Szenenwechsel. Eine Geschäftsstelle des Arbeitsmarktser-
vice Wien. Alles neu und ordentlich, die Stelle ist noch kein 
Jahr in Betrieb. Neben dem Schalter, an dem behördliche 
Aufgaben geregelt werden, sitzen an kleinen Computerti-
schen drei Leute, die sich bewerben wollen. Sie werden von 
den Passanten auf der belebten Straße durch die Fenster-
scheiben angeschaut, auch von jenen Menschen, die auf die 
Bearbeitung ihrer Formulare warten. Sie konzentrieren sich 
auf den Bildschirm. Darauf, einen neuen Arbeitsplatz, eine 
Existenzgrundlage zu finden. Gespräche finden kaum statt. 

Jeder ist allein in seiner Existenz mit seinen Zielen. Scheu 
und Abgrenzung liegen über der Szene. 

Arbeitssuchende schreiben unzählige Bewerbungen. Sie 
antworten meist auf Ausschreibungen. Das Recherchieren, 
Auswählen und Selbstdarstellen für den möglichen Arbeitge-
ber ist geistige Arbeit, die meist daheim und ohne viel Aus-
tausch mit anderen geleistet wird. Diese Arbeit wird selbst-
ständig definiert und eingeteilt, das Leistungsergebnis – wie 
etwa ein Vorstellungsgespräch – wird oft erst nach Wochen 
sichtbar. Die potentiellen Käufer des Produkts Arbeitskraft 
sind die Personalverantwortlichen. Sie haben viel zu tun und 
benötigen daher Strukturen der Vorauslese. 

Der Arbeitsmarkt ist derzeit ein „Käufer-Markt“, auf dem 
der Verkäufer der Arbeitskraft sich anpreist und auf den Käu-
fer wartet. Unmittelbar zeigt sich dieses Ungleichgewicht in 
der Tatsache, dass Bewerbungsschreiben meistens nicht be-
antwortet werden. Das heißt: Die Leistung, die dafür erbracht 
wurde, erfährt keine Achtung. Es ist nicht verwunderlich, 
dass der Selbstwert vieler Arbeitssuchender in diesem Pro-
zess sinkt. Der Mensch mit seinen Anerkennungs- und Gestal-
tungsbedürfnissen muss hinter den Bedürfnissen der Wirt-
schaftstreibenden zurückstehen: Geht’s der Wirtschaft gut, 
geht’s allen gut.

Medien verbreiten häufig das Stereotyp, dass Arbeitslosen 
die Motivation zum Arbeiten fehlt. Das trägt in hohem Maß 
zu Schamgefühlen in dieser Personengruppe bei. Diese Ge-
fühle sind – neben den finanziellen Einbußen um etwa ein 
Drittel der vorherigen Einkünfte – Ursache für den sozialen 
Rückzug. Der Rückzug bewirkt oft eine Abwärtsspirale: Feh-
lende Sozialkontakte verringern die Möglichkeit zu bestär-
kenden emotionalen Erfahrungen, und das gerade dann, 
wenn die Person diese besonders nötig hätte. Je weniger Kon-
takte, umso empfindlicher werden Menschen, umso eher 
kommt es wieder zu Kränkungen. Kontaktfähigkeit, Sprach-
gewandtheit und Witz gehen verloren. Die fehlenden Ablen-
kungen verleiten zum Grübeln. Dieser Prozess geht schlei-
chend und meist unbewusst vor sich. Der Rückzug ist eine 
Reaktion auf eine Umwelt, die immer fremder, verständnislo-
ser, ungerechter erscheint. 

Arbeitslosigkeit ist anderen Krisensituationen vergleich-
bar, in der die Phasen Schock, emotionale Reaktion, Verar-
beitung und Neuorientierung durchlaufen werden. Das Ar-
beitslosengeld wird von Beginn an ausgezahlt, alle anderen 
Unterstützungsleistungen der öffentlichen Hand setzen übli-
cherweise jedoch erst nach einem halben Jahr ein, zu einem 
Zeitpunkt, zu dem die Krise oft schon chronifiziert ist. 

Die materiellen Eigenmittel des Suchenden sind da schon 
knapp geworden, das Selbstwertgefühl und die Leistungsfä-
higkeit eingeschränkt. Die Mittel des AMS scheinen ebenfalls 
knapp, unterstützt wird vor allem durch Schulungs- und 
Lernmaßnahmen. Der Arbeitssuchende erscheint so als defi-
zitbehaftetes Wesen. Neuer Mut und neue Pläne würden aber 
eher durch Wertschätzung, Empathie und Klarheit fördert.

Eine Selbsthilfegruppe für ältere Arbeitsuchende in Wien 
nennt sich „Zum Alten Eisen“. Das Kriterium der Nutzbarkeit 
ist ein Begriff, der von Waren auf Menschen ausgeweitet wor-

den ist. Kategorien wie „Sozialschmarotzer“ auf der einen 
und „Leistungsträger“ auf der anderen Seite gehören zum öf-
fentlichen Diskurs, sind Zeichen der Verdinglichung der 
Gesellschaft.

Der Arbeitssuchende tut also gut daran, gut und „wertig“ 
am Markt sichtbar zu sein. Kaufanreize durch Verweis auf 
vergünstigten Erwerb der Arbeitskraft (bei Langzeitarbeitslo-
sigkeit durch Einstellungsförderungen) sind nicht anzuraten. 
Mängel und Gebrauchsspuren menschlichen Lebens wie 
Krankheit und Schulden sind zu verdecken.

Aktiv kann jedoch nur werden, wer Selbstbewusstsein hat, 
ein Bild, eine Vorstellung von sich selbst. Dabei helfen die An-
erkennung der eigenen Lebensgeschichte und Zutrauen zur 
Planung, zum Plan. Hilfreich in der persönlichen Reflexion 
während der Arbeitssuche ist jedenfalls, die Themen zu ent-
flechten, und das Leben in seine Bestandteile zu ordnen: Was 
will ich – und wie ist meine momentane Lage? Was sind mei-
ne Grundbedürfnisse – was ist „Besonderes“, Luxus? Der Lu-
xus muss eben warten. Aber die Existenz wird erst durch das 
Besondere, „das Geliebte“ lebenswert.

Arbeitslosigkeit hat wenig mit dem Menschen, und viel 
mehr mit der Wirtschaft zu tun; mit dem Konkurs der Firma, 
der Änderung der Marktsituation, dem Strukturwandel. 
Trotz dieser Tatsache leben die entwertenden Stereotype für 
Arbeitssuchende weiter. Die Würde einer Menschengruppe 
wird angegriffen – obwohl gerade sie unter der schwierigen 
Bedingung einer finanziellen Krise eine Perspektivenerneue-
rung und einen Selbstverkaufsprozess zu managen hat. 

Der Respekt dafür vonseiten arbeitender Menschen wäre 
angebracht. Nicht zuletzt deswegen, weil fast jeder von uns 
die Erfahrung von Arbeitslosigkeit und Arbeitssuche irgend-
wann ebenfalls machen wird.

Der Autor ist Sozialmanager und Berater und seit vielen Jahren  
in arbeitsmarktbezogenen Projekten tätig.

Menschen am Markt.  
Auch der Arbeitsmarkt ist ein Markt. Doch was hier  
feilgeboten wird, sind keine Produkte, sondern  
menschliche Wesen. Von Michael Bernert

Der Mensch  
mit seinen  
Anerkennungs- 
und Gestaltungs-
bedürfnissen 
muss hinter den 
Bedürfnissen  
der Wirtschafts-
treibenden zu-
rückstehen: 

Geht’s der  
Wirtschaft gut, 
geht’s allen gut.



Das Jordantal sieht auf den ersten Blick wunderbar aus. Aus 
einer grünen Oase ragt die jahrtausendalte Stadt Jericho her-
vor. Im Süden liegt das Tote Meer, im Norden der See Gene-
zareth. Dazwischen die fruchtbarste Region des Westjordan-
landes, durchzogen von Palmenhainen, überall Gewächshäu-
sern. „Bewässert gleich dem Garten des Herrn“, steht in der  
Bibel. Nur sind die Früchte dieses Gartens ungleich verteilt: 
Tausende palästinensische Tagelöhner schuften täglich für 
einen Hungerlohn in Landwirtschaftsbetrieben israelischer 
Siedler, während diese gemeinsam mit palästinensischen 
Mittelsmännern aus der Armut der lokalen Bevölkerung Pro-
fit schlagen.

„Die Arbeit ist ziemlich hart. Manchmal hat es in den Ge-
wächshäusern fünfzig Grad“, sagt Mohamed, ein 15-jähriger 
Tagelöhner aus dem Dorf Fasa’il im Jordantal. Sechs Tage die 
Woche arbeitet er acht Stunden am Tag im israelischen Land-

aus dem Westjordanland, die im Jordantal für israelische Un-
ternehmen arbeiten – ohne Arbeitsvertrag, Versicherung und 
weit unter dem gesetzlichen Mindestlohn.

„Die ganze Sache ist illegal. Das israelische Recht sagt, 
dass auch für palästinensische Arbeiter die normalen arbeits-
rechtlichen Standards gelten, egal ob es eine Siedlung ist  
oder ein Betrieb in Israel“, sagt Abed Dari. Schon vor fünf 
Jahren bestätigte das israelische Höchstgericht diesen 
Grundsatz. Doch diese Worte sind im Jordantal bisher ohne 
Folgen geblieben. „Das Gesetz wird einfach nicht umgesetzt“, 
sagt Dari.

Für Mohamed und viele seiner Kollegen ist das Bargeld 
aus der Siedlung mehr, als ohne jegliche Ausbildung sonst wo 
zu verdienen wäre. Daher ist es extrem schwierig, Arbeiter zu 
überzeugen, vor Gericht zu gehen. Auch kann so eine Aktion 
die ganze Familie den Job kosten. „Die Siedler setzen die Pa-
lästinenser unter Druck. Sie arbeiten dabei wie ein Kartell. 
Wenn ein Betrieb weiß, dass ein Typ namens Mohamed einen 
anderen Betrieb verklagt, schmeißt er dessen gesamte Fami-
lie raus“, sagt Dari. 

Außerdem vermeiden die Betriebe den direkten Kontakt 
mit den Arbeitern. Stattdessen wird alles über palästinensi-
sche Mittelsmänner abgewickelt, die an der Ausbeutung mit-
verdienen. Sie besorgen die Arbeiter, vermitteln sie an die 
Siedler weiter, zahlen die Löhne bar und ohne Rechnung aus. 
Von Palästinensern, die von außerhalb des Jordantals anrei-
sen, kassieren sie auch noch für den Transport. Nach einem 
achtstündigen Arbeitstag bleiben dann nur noch 11 Euro üb-
rig. Immer wieder frage Abed Dari die Arbeiter und Arbeite-
rinnen, warum sie für so wenig Geld Schwerarbeit leisten. 
Die Antwort sei immer die gleiche: Es gibt keine Alternative.

Die palästinensischen Tagelöhner wissen genau, dass sie 
mit ihrer Arbeit genau jene Siedlungen unterstützen, die ihre 
eigene Lebensgrundlage bedrohen. „Siedlungen, militärische 
Kontrollpunkte und andere Beschränkungen versperren der 
palästinensischen Bevölkerung den Zugang zu Land und ha-
ben erst die Armut geschaffen, die sie jetzt in die Lohnabhän-

gigkeit der Siedlungen treibt“, 
sagt Isra Muzaffar vom UN-Büro 
für die Koordinierung humanitä-

rer Hilfe (OCHA) im Westjordanland. Ehemalige Bauern aus 
der Gegend hätten ihr immer wieder gesagt, dass sie deshalb 
in den Siedlungen arbeiten, weil ihre eigene Produktion kei-
nen Profit mehr abwirft. 

Das wiederum liegt vor allem an der israelischen Verwal-
tung im Jordantal, die die Ressourcen ungleich verteilt. Laut 
OCHA gehören die fruchtbarsten Landstriche zu den Siedlun-
gen oder wurden zu israelischen Militärübungsplätzen um-
funktioniert. Auch das Wasser fließt hauptsächlich in eine 
Richtung: Während der durchschnittliche Wasserverbrauch 
der Siedler bei rund 300 Liter Wasser pro Kopf und Tag liegt, 
haben palästinensische Bauern und Viehzüchter im Jordan-
tal nur etwa 20 Liter zur Verfügung. Für Muzaffar hängt das 
alles zusammen: „Die palästinensischen Bauern haben im-
mer weniger Wasser, die Siedlungen immer mehr. Die Land-
wirtschaft liegt zunehmend in der Hand der Siedlungen, die 
dafür riesige Landstriche zur Verfügung haben. Zur selben 
Zeit machen die lokalen Betriebe Bankrott.“
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Schuften für den Feind. Palästinensische  
Tagelöhner im Jordantal arbeiten für einen Hungerlohn  
in israelischen Siedlungen. Von Andreas Hackl

wirtschaftsbetrieb „Tomer“. Rund 13 Euro pro Tag sind es, die 
er täglich mit nach Hause nimmt. „Viel lieber würde ich Auto-
mechaniker lernen. Aber leider ist das nicht möglich“, sagt er 
schüchtern. Um das Familieneinkommen aufzubessern, 
musste er sogar die Schule abbrechen.

„Ich bin nicht stolz darauf. Doch wir haben keine andere 
Wahl. Nur mit dieser Arbeit kommen wir über die Runden“, 
erklärt Mohameds Vater, Khalid. Khalid hätte seinen Sohn 
gern nach Jericho geschickt, damit er dort einen ordentli-
chen Beruf lernt. Doch als Hausmeister in einer Schule ver-
dient er selbst nur 350 Euro im Monat. „Ohne Mohameds 
Einkommen würden wir es einfach nicht schaffen“, erklärt 
Khalid. Mohamed schaut seinen Vater kurz an, blickt dann 
aber wieder auf den blanken Steinboden des Wohnzimmers. 
Die Armut ist hier von den Wänden abzulesen. Das einzige 
Möbelstück im Raum ist eine leere Gemüsekiste, die Moha-
med aus der Siedlung mitgebracht hat. Drauf steht ein staubi-
ger Fernseher, wie eine bizarre Trophäe.

Einige hundert palästinensische Jugendliche arbeiten wie 
Mohamed jedes Jahr in den Landwirtschaftsbetrieben der is-
raelischen Siedler, sagt Abed Dari von der israelischen Ar-
beitsrechtsorganisation Kav La’Oved. Die jüngsten seien erst 
zwölf Jahre alt. Insgesamt seien es rund 10.000 Palästinenser 

„Ich bin nicht stolz darauf. Aber wir haben keine andere Wahl. Viel lieber 
würde ich Automechaniker lernen. Aber das ist nicht möglich.“

Die Ernte aus  
den Glashäusern 
ist am Ende des 
Arbeitstags in 
Kisten verstaut. 
Sie bleibt in  
Israel.FO
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Zwei Zettel reichen, um die Lebenssituation von Konrad 
Mayer zu erklären. Auf dem einen ist die Höhe seiner Pension 
aufgelistet: 646,03 Euro netto. Auf dem anderen stehen sei-
ne Mietkosten: 613,23 Euro. „Da bleibt nicht viel über“, sagt 
er. 32,80 Euro sind es, genau genommen. Und das, obwohl 
Mayer sein Leben lang gearbeitet hat. Als sogenannter Ge-
brauchsgrafiker hat er Broschüren, Plakate und Internetauf-
tritte großer und kleiner Firmen optisch aufbereitet. Seit fünf 
Jahren ist er nun in Pension. Doch weil er es sich nicht leisten 
kann, hat er niemals mit dem Arbeiten aufgehört.

Wäre Mayer nicht selbstständig gewesen, dann hätte er 
jetzt wohl ein angenehmes Leben, ist er überzeugt. Er hätte 
heute genug Pension und keine finanziellen Sorgen. „Wenn 
man nicht gerade sehr viel verdient, ist die Selbstständigkeit 
ein Fluch“, sagt er. Zunächst arbeitete Mayer als Angestell-
ter, entschied sich aber im weiteren Verlauf seiner Karriere 
für die Selbstständigkeit. 14 Jahre lang verdiente er auf die-
se Weise seinen Lebensunterhalt. Das geringe Einkommen 
aus dieser Zeit wirkte sich fatal auf seine Pensionshöhe aus, 
erklärte man Mayer später bei der Pensionsversiche-
rungsanstalt. Deshalb muss er nach wie vor einen täg-
lichen Existenzkampf führen, wie ihn meist nur junge 
Menschen kennen. 

Generell finden Selbstständige in Österreich veraltete 
Strukturen vor – vor allem die sogenannten neuen Selbst-
ständigen, also meist junge Kreative, Journalisten, Grafike-
rinnen, Werber, die allesamt auf Honorar- und Projektbasis 
arbeiten, deren Einkommen unstet und deren Absicherung 
mangelhaft ist. Insbesondere das Versicherungssystem sei zu 
undurchsichtig, meinen Kritiker. Das System sei nur auf Bes-
serverdiener wie Ärzte oder Anwälte ausgerichtet, wird kriti-
siert, und es passe sich einer Arbeitswelt im Wandel nicht an.

Mayer ist in gewisser Weise seiner Zeit voraus. Seine pre-
käre Situation im Alter ist heutzutage zwar noch ein Einzel-
fall. Doch was für die Alten von heute noch selten gilt, könnte 
morgen zahlreiche Rentner treffen. 

Nach wie vor muss der heute 70-jährige Mayer Aufträge 
annehmen, um sein Leben finanzieren zu können. Er gestal-
tet hie und da eine Homepage für einen kleinen Laden oder 
frischt unter der Hand altbackene Visitenkarten auf. Noch 
gehe alles gut, sagt Mayer, der seinen echten Namen nicht 
in der Zeitung lesen möchte. Noch geht sich finanziell alles 
aus. Aber wie es einmal sein wird, wenn er nicht mehr wird 
arbeiten können, weiß er nicht. „Wovon soll ich leben, wenn 
ich zum Beispiel bettlägrig bin?“, fragt er. „Was soll dann aus 
mir werden?“

Trotz seiner 70 Jahre wirkt Konrad Mayer jung und agil. Er 
sitzt vor dem Café Dommayer in Wien-Hietzing, trägt T-Shirt 
und Jeans und hat seine Beine lässig übereinandergeschla-
gen. Er ist groß gewachsen und schlank. Er redet gern über 
E-Bikes und iPhones und verwendet Ausdrücke wie „prin-
ted products“ und „commercial art“. Seine Bekannten und 
Freunde, sagt er, führen ein angenehmes Leben. Sie fahren 
auf Urlaub und haben ihren Existenzkampf hinter sich. „Ich 
dagegen muss bis zu meinem Tod arbeiten“, sagt er. 

Der Wiener begann Mitte der sechziger Jahre sein Berufs-
leben als kaufmännischer Lehrling bei der ÖMV. Später holte 
er die Matura nach, studierte an der Hochschule für bildende 
Kunst und ging für einige Jahre nach Kanada, erzählt er. Zu-
rück in Wien heuerte Mayer zunächst bei einem internatio-
nalen Computerkonzern als Angestellter an. Er verdiente als 
Grafiker gut, beschloss aber nach 15 Jahren Angestelltenver-
hältnis bei verschiedenen großen Firmen den Schritt in die 

Selbstständigkeit. „Ich wollte stärker meine eigenen Ideen 
verwirklichen“, sagt er.

Mayer erfüllt alle Anforderungen, die die moderne Ar-
beitswelt angeblich an die Menschen stellt. Er hat nie zu ler-
nen aufgehört, ist flexibel, kreativ. Er denkt nach vorne und 
scheut nicht das Risiko. Zudem hat er lange gearbeitet und 
ins Pensionssystem eingezahlt. Doch nun dankt es ihm das 
System, indem es ihn zwingt, sich im hohen Alter mit kleinen 
Jobs gerade mal über Wasser zu halten. 

In der Selbstständigkeit ging es mal besser, mal schlechter, 
erzählt Mayer. Dennoch konnte er sein Leben finanzieren, 
trotz hoher Steuerabgaben und Sozialversicherungskosten. 
An private Vorsorge dachte Mayer damals nicht. Kurz vor sei-
nem Pensionsantritt gingen große Auftraggeber pleite, Auf-
träge blieben aus, und neue fanden sich nicht leicht. „Aber 
ich dachte, wenn ich dann erst in Pension gehe, hab ich eh 
alles hinter mir“, sagt Mayer. 

Mit einer hohen Pension rechnete er zwar nicht, aber rund 
1200 Euro, glaubte er, wären schon drin. Dass ihm am Ende 

nur rund die Hälfte zukam, erschreckte Mayer. Noch dazu, 
weil er bis heute trotz der winzigen Rente seine Schulden bei 
der SVA abstottern muss – der für die Selbstständigen zustän-
digen Versicherungsanstalt.

Eine Interessensvertretung, die sich für Mayer einsetzen 
könnte, gibt es nicht. Denn viel zu wenige Alte sind in einer 
Situation wie er – und nicht einmal die zahlreichen jungen 
Selbstständigen haben relevante politische Fürsprecher. 
„Eins habe ich gelernt“, sagt er: „Auf  das System ist kein Ver-
lass. Junge Selbstständige sollten sich in jedem Fall etwas für 
ihre Pension beiseitelegen.“ Hilfe bei sozialen Einrichtungen 
suchen möchte Mayer auch nicht, sagt er. Das sei ihm zuwi-
der. „Dafür hab ich nicht all die Jahre gearbeitet.“ 
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Lebenslänglich. Leute in seinem Alter machen sich sonst ein  
schönes Leben. Konrad Mayer jedoch muss trotz seiner 70 Jahre  
arbeiten, um über die Runden zu kommen. Von Nina Brnada

646,03
– 613,23

––––––––––
32,80

„ Ich dachte, wenn ich in Pension gehe, hab ich eh alles hinter mir. 
Aber wovon soll ich leben, wenn ich zum Beispiel bettlägrig  
werde? Was soll dann aus mir werden?“ 



„Über eine Leasingfirma musste ich in einem Produktions-
betrieb anfangen. Von 6 bis 15 Uhr Akkordarbeit. In der 
zweiten Woche wurde ich gedrängt, Mittwoch, Donnerstag 
und Freitag um 4 Uhr früh anzufangen. Ich kam der Auffor-
derung natürlich nach, ich wollte unbedingt die zugesagte 
feste Anstellung. In zehn Stunden klebte ich 15.000 Pickerln. 
Während ich mich auf das Wochenende freute, kam kurz vor 
Mittag die Vorgesetzte und sagte, ich sei gekündigt. Einfach 
so. Ohne Grund.“ 

Pendeln zwischen prekären, schlecht bezahlten Jobs und 
Arbeitslosigkeit: Das ist ein Alltag, der in der Öffentlichkeit 
unsichtbar gemacht ist. Werbezettel austragen für einen Hun-
gerlohn? Selbstständig sein zum Schein, dafür einen Chef ha-
ben in echt? „Was ist daran neu?“, fragt Beran, der seit 20 
Jahren in Österreich von Billigjob zu Billigjob wechseln muss. 

Unsichere Jobs, keine Sozialversicherung, miese Be-
zahlung – das ist nichts Neues. Schon seit Jahren schlagen 
sich damit tausende herum: Frauen im Niedriglohnsektor, 
Migrant(inne)n in halboffiziellen Hilfsarbeiten am Bau und 
im Haushalt, Menschen mit psychischen oder physischen Be-
einträchtigungen. Jetzt dringt die Prekarität in die Mitte der 
Gesellschaft vor. Solange sie am Rand blieb, war sie eine Fra-
ge für Minderheiten. Treffen Abstieg und verwehrter Einstieg 
jedoch auch die Mittelschichten, wird sichtbar, was bisher im 
Dunkeln war.

Arbeit schützt vor Armut nicht. Jetzt schon leben in Ös-
terreich tausende in Haushalten, in denen der Verdienst trotz 
Erwerbsarbeit nicht reicht, um die eigene Existenz zu sichern. 
Der Gesundheitszustand der Betroffenen ist schlecht, sie leben 
in feuchten, schimmligen Wohnungen, können ihren Kindern 
nur eingeschränkte Zukunftschancen bieten. Ein weiterer Hin-
weis: Die Richtsatzergänzungen in der Sozialhilfe – das sind 

jene Leistungen, die auch bei zu geringem Erwerbseinkommen 
ausbezahlt werden – haben in den letzten Jahren rasant zuge-
nommen, wie die Statistik Austria verrät. 

Eine aktuelle Studie über Beziehern von Sozialhilfe zeigt 
auf eindrückliche Weise, wie sehr die soziale Integrations-
kraft von Erwerbsarbeit schwindet. Der Soziologe Manfred 
Krenn berichtet von Menschen, die zwischen dem sozialen 
Netz und schlechten, desintegrativen Jobs hin und her pen-
deln. Der Arbeitsdruck ist hoch, die Arbeitszeiten immer an-
ders, der Umgang mit den Arbeiterinnen und Arbeitern ohne 
Anerkennung und Wertschätzung. 

In den Interviews kommen insbesondere die gesundheitli-
chen Probleme zur Sprache. Frau G. geht nach dem zweiten 
Raubüberfall an der Supermarktkassa am nächsten Tag trotz 
einer Lungenentzündung wieder arbeiten, hat dann einen 
Nervenzusammenbruch und wird nach drei Tagen Kranken-
stand vom Rayonsleiter gekündigt. Ähnliches passiert Frau N. 
Während der Arbeit hat sie einen Autounfall. Sie geht trotz 
starker Prellungen am nächsten Tag zur Arbeit, die sie aber 
wegen Schmerzen nicht durchsteht, und meldet sich krank. 
Nach einer Woche wird ihr gekündigt. 

Frau B. arbeitet bei einem Direktmarketing-Unternehmen 
und muss Werbematerial kuvertieren: „Wir haben so große 
Tisch, wie Packtische, zu viert, also da sitzen wir. Und ich hab 
leider so einen Platz, wo ich zur Vorarbeiterin nach vorne 
sehe. Die anderen zwei mit dem Rücken haben es noch bes-

ser. Und kaum redet man da irgendwas, egal ob was Privates 
oder … heißt es „Gibt es Probleme? Ja, gibt es Probleme?“ 
Da sitzen sie von 8 bis 12 Uhr, weil da gibt es dann die Pause 
von 12 Uhr bis halb eins. Und da haben sie Angst, wenn sie 
was reden.“

Die zunehmende Prekarisierung spaltet die Gesellschaft 
in verschiedene Zonen mit unterschiedlichen Sicherheits-
niveaus auf: eine schwindende „Zone der Integration“, eine 
wachsende „Zone der Verwundbarkeit“ und eine sich verfes-
tigende „Zone der Entkoppelung“. So entsteht Ausgrenzung 
durch Arbeit. 

Pendler/-innen und Wiedereinsteiger/-innen machen be-
reits 42 Prozent der Sozialhilfebezieher/-innen in Wien aus. 
Sie pendeln zwischen der Zone der Entkoppelung und der 
Zone der Verwundbarkeit. Aus Workless Poor werden Wor-
king Poor, aus der Armut ohne Arbeit geht es in die Armut 
mit Arbeit – und umgekehrt. Hier verkommen die Sprüche 
von der „Integration in den Arbeitsmarkt“ zu realitätsleeren 
oder verlogenen Parolen. Hier findet keine soziale Integra-
tion statt, im Gegenteil. Hier entsteht soziale Ausgrenzung 
durch die Arbeit selbst.

Schlechte Jobs machen die meisten doch ohnehin nur zur 
Überbrückung bis sie etwas Besseres gefunden haben, mei-
nen viele. Und freilich wünschen sich die betroffenen Arbeit-
nehmerInnen auch wirklich rasch einen anderen, besseren 
Job. Studien belegen jedoch, dass viele Working Poor aus 
ihrer schlechten Situation nur schwer herauskommen. So hat 
das Wirtschaftsforschungsinstitut Wifo 2006 aufgezeigt, dass 
in Österreich nur ein Viertel der geringfügig Beschäftigten 
nach zwei Jahren in ein Beschäftigungsverhältnis mit Sozial-
versicherung wechselt. Der Anteil der „Menschen ohne Aus-
weg“ aus der geringfügigen Beschäftigung hat sich bereits auf 
41 Prozent erhöht. 

Besonders Frauen haben nur eine geringe Chance, aus der 
Geringfügigkeit herauszukommen. Für Deutschland zeigen 
Studien, dass es für mehr als 70 Prozent der Billigjobber kei-
nen Aufstieg in höhere Lohnsegmente gibt. „Die in Plädoyers 
für den Niedriglohnsektor häufig verwendete Behauptung, 
Niedriglohn sei ein Sprungbrett in höhere Einkommens-
schichten, wird durch unsere Ergebnisse mehrheitlich wider-
legt“, sagen die Verfasser/-innen der Studie Hans-Jürgen An-
dreß und Anne Krüger. Vielmehr führen die genannten Jobs 
für die Mehrheit zu einer dauerhaft prekären Einkommens-
lage ohne Ausstieg. Das Armutsrisiko in Deutschland sei im 
internationalen Vergleich „sehr hoch“, argumentiert OECD-
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Vollgas mit Handbremse.
Es gibt ein Zwischenreich zwischen Erwerbstätigkeit  
und Arbeitslosigkeit. Das Leben dort ist riskant  
und gesundheitsschädlich. Von Martin Schenk

Frau N. hatte einen Autounfall. Sie geht trotz starker Prellungen  
zur Arbeit, die sie aber wegen Schmerzen nicht durchsteht, und 

meldet sich krank. Nach einer Woche wird ihr gekündigt. 
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Experte Herwig Immervoll. „Seit Mitte der 90er Jahre fördert 
Deutschland niedrig entlohnte Jobs zu stark“, so Immervoll. 
Langzeitarbeitslose hätten „einen vergleichsweise geringen 
finanziellen Anreiz, eine existenzsichernde Beschäftigung 
anzunehmen“. Der künstlich und staatlich geförderte Nied-
riglohnmarkt ist eine Armutsfalle. 

So werde ich Auftraggeber für mich selbst – als neuer 
Elendsunternehmer und Scheinselbstständiger darf ich das 
angebliche Abenteuer der Freiheit als wirklichen Zwang in 
die Unfreiheit erfahren. Die unfreiwilligen Ich-AGs haben 
alle Nachteile des Unternehmerdaseins, ohne seine Vorteile 
genießen zu dürfen. Papperlapapp, sagen dann die Berater 
auf den Wirtschafts- und Lebensseiten der Magazine: Sei be-
sonders! Wer dann am eigenen Leib sozialen Absturz erfährt, 
soll das Desaster zur wertvollen Erfahrung und zur Basis 
künftiger Triumphe umphantasieren - oder sich eben ganz 
verstecken. 

Das Freiheitsdilemma liegt im Begriff „prekär“. „Unsicher-
heit“ ist für dieses Wort eine zu schwache Übersetzung. Ei-
gentlich heißt „precarius“: durch Bitten erlangt, aus Gnade 
bekommen, auf Widerruf gewährt. Das beschreibt ein abhän-
giges und freiheitsbeschränkendes Verhältnis.

Ein niedriges Erwerbseinkommen bedeutet, dass die Sozi-
alleistungen bei Krankheit nicht existenzsichernd sind. Wer 
sein Leben lang in prekären Jobs arbeitet, wird keine exis-
tenzsichernde Pension zusammenbekommen, das Ar-
beitslosengeld und die Notstandshilfe sind so gering, 
dass man davon keinen Tag überleben kann.

In Österreich sind über 100.000 Menschen nicht 
krankenversichert, das sind fast 2 % der Wohnbevölkerung, 
die nicht wissen, was sie mit ihren geringen Mitteln zuerst 
zahlen sollen: Miete, Lebensmittel oder Krankenversiche-
rung?

Frau S. schlägt sich als Ich-AG mit Gebrauchsgrafiken 
durch den Alltag. Ihr dreijähriger Sohn leidet seit seiner Ge-
burt an schwerem Asthma. Er braucht viel Zeit. Ihre Arbeit 
wird unregelmäßig und gering entlohnt. Loch auf, Loch zu. 
So muss sie rechnen: einmal die Miete, einmal das Heizen, 
einmal das Telefon. Immer gibt es eine offene Rechnung. Ka-
putt werden darf nichts: kein Boiler und keine Waschmaschi-
ne. Mit dem Einkommen gibt es kein Auskommen.

Das Ergebnis ist Erschöpfung. „Burn-out“ ist zur gängigen 
Diagnose geworden. Oft versteckt sich dahinter eine Depres-
sion. Da geht es um Stress, der nagt und quält, einen nieder-
hält. Der psychische Apparat drückt die Stopp-Taste: Alles 
wird langsamer, alles wird müder, dann der Zusammenbruch 
– nichts geht mehr. Tätigkeiten, die hohe Anforderungen stel-
len und gleichzeitig wenig Spielraum für Selbstbestimmung 
bieten, erhöhen diesen Stress. Das kann in zwei Formen auf-
treten: nicht über die Gestaltung der Aufgaben entscheiden 
zu können und nicht die Möglichkeit zu haben, die eigenen 
Fähigkeiten und Fertigkeiten zu nutzen. Jobs dieser Art gibt 
es ja genügend. 

Dauern diese Ohnmachtserfahrungen an, lernen wir Hilf-
losigkeit: Wer feststellt, dass er nichts bewirken und errei-
chen kann, wird früher oder später resignieren. Der Giftcock-
tail besteht aus drei Zutaten: aus hoher Anforderung, nied-
riger Kontrolle und niedriger Anerkennung. Wenn ich mich 
anstrenge und nie etwas herausbekomme – keine Anerken-
nung, kein freundliches Wort, dafür miesen Lohn und keine 
Aufstiegschancen –, dann wird es massiv gesundheitsschäd-
lich. Es ist wie Vollgas fahren bei angezogener Handbremse. 

In London wurden 17.000 Beschäftigte in Ministerien 
untersucht. Die niederen Dienstränge hatten eine bis zu vier-
mal höhere Sterberate bei Herzerkrankungen als die oberen 
Dienstränge. Nimmt man ihnen Blut ab, finden sich in den 
unteren Rängen weit höhere Werte des Stresshormons Korti-
sol als bei den Top-Diensträngen.

An sich ist Stress nichts Schlechtes, er gehört zum tägli-
chen Leben. Stress ist nichts weiter als der Versuch des Kör-
pers, sich in anstrengenden Zeiten an die Situation anzupas-
sen. Wenn aber Entspannung über einen längeren Zeitraum 
hinweg ausbleibt, wird es gesundheitlich belastend. Die 
Überbeanspruchung der eigenen Ressourcen macht Men-
schen verletzlicher, schwächt die Widerstandsfähigkeit, 
macht anfälliger für Krankheiten. So schwinden sowohl die 
persönlichen Ressourcen als auch die sozialen. 

Chronischer Stress entwickelt sich schleichend, ohne er-

kennbaren Anfang, als dauerhafte Belastung. Teil von chro-
nischem Stress sind belastende „Non-Events“: Geschehnisse, 
die man erwartet, die aber nicht eintreten, wie etwa eine 
erhoffte Entlastung, ein zugesagter Job oder finanzieller 
Zuspruch. Dauerhafter Stress kann zu hohem Blutdruck, Ge-
fäßerkrankungen, Infarktrisiko und zu einer Schwächung des 
Immunsystems führen. Die sogenannte Managerkrankheit 
mit Bluthochdruck und Infarktrisiko tritt bei Armutsbetroffe-
nen dreimal so häufig auf wie bei den Managern selbst. Aber 
nicht weil die Manager weniger Stress haben – sondern weil 
sie die Freiheit haben, den Stress zu unterbrechen: mit einem 
schönen Abendessen oder einem Flug nach Paris. Sie können 
sich Erholung gönnen, was die anderen nicht können. Den 
Unterschied macht die Wahlfreiheit.

Auch der Scham kommt bei der Verarbeitung ökonomi-
scher Probleme eine zentrale Bedeutung zu. Die Furcht vor 
Bloßstellung und vor dem Verlust des Ansehens wiegt viel-
fach schwerer als rationale Überlegungen und blockiert die 
für viele Lösungsstrategien notwendige Mobilisierung sozia-
ler Unterstützung. Die Betroffenen fürchten, ihr Gesicht zu 
verlieren, und wissen ihr Ansehen bedroht. Beschämung hält 
Menschen klein: Das ist das besonders Tückische.

Für die Reduzierung der Armut braucht es daher einen 
ganzheitlichen Ansatz, die Fähigkeit, in Zusammenhängen 
zu denken. Erst das Zusammenspiel mehrerer Interventionen 
zeigt Wirkung.

So hilft zum Beispiel die Familienbeihilfe allein nicht, Ar-
mut zu vermeiden, sonst müsste Österreich die geringste Kin-
derarmut haben. Die hat aber Dänemark, mit einer besseren 
sozialen Durchlässigkeit des Bildungssystems, einem bunte-
ren Netz von Kinderbetreuung und besseren Erwerbsmög-
lichkeiten für Frauen. „Arbeit schaffen“ allein vermeidet Ar-
mut nicht, sonst dürfte es keine Working Poor in Deutschland 
geben. Anti-Raucher-Kampagnen allein vermeiden das hohe 
Erkrankungsrisiko Ärmerer nicht, sonst würden arme Rau-
cher nicht früher sterben als reiche Raucher. Deutschlernen 
allein reduziert Ausgrenzung ebenso wenig, sonst müssten 
die Jugendlichen in den Pariser Vorstädten bestens integriert 
sein, sprechen sie doch tadellos Französisch; es fehlt aber an 
Jobs, Aufstiegsmöglichkeiten, Wohnraum, guten Schulen.

 Ein Schlüssel braucht immer auch ein Schloss. Die einen 
investieren nur in Schlüssel, die anderen nur in Schlösser, 
und dann wundern sich alle, dass die Türen nicht aufgehen.

„ Burn-out“ ist zur gängigen Diagnose geworden.  
Oft versteckt sich dahinter eine Depression. Da geht es um Stress,  
der nagt und quält, einen niederhält.



Ich war 21, als ich meinen ersten Job als Pflegerin annahm. 
Ich war jung, ich wollte Sprachen lernen, ich wusste, dass 
man in der 24-Stunden-Pflege gut verdienen kann. Besser zu-
mindest als daheim im Krankenhaus. Ich hatte immerhin eine 
fertige Krankenschwesternausbildung und schon ein Jahr im 
Krankenhaus gearbeitet.

Ich hatte in mein Bewerbungsformular geschrieben, dass 
ich eine Allergie gegen Haustierhaare habe. Das war gelogen, 
in Wirklichkeit hatte ich panische Angst vor Hunden, aber 
„Angst“ wollte ich nicht schreiben. Aber dann stand ich vor 
dem Zaun in Bad Ischl, läutete an der Gegensprechanlage 
und hörte sie schon, die Hunde. Ein Dalmatiner, ein Setter, 
die waren sooo groß und bellten. Das war kein guter Anfang. 
Aber ich habs geschafft. Ich hab mich durchgebissen. Ich war 
jung.

Ich sollte einen alten Mann pflegen, der nach einem 
Schlaganfall beinahe bewegungsunfähig war. An den Mo-
ment, als ich ihn zum ersten Mal sah, kann ich mich gut er-
innnern: Er saß in einem Sessel, seine Ehefrau hantierte mit 
Pinsel und Messer, sie rasierte ihn. Er hatte Schaum im Ge-
sicht und schaute aus wie ein Weihnachtsmann. Es war ein 
gepflegter Haushalt, die Frau führte ein strenges Regiment. 
Da hatte alles System. Sie kaufte immer dieselbe Sorte But-
ter, und alles stand stets auf seinem Platz. 

Sie bestand darauf, auch den Mann selber zu versorgen. 
Sie wollte nicht, dass ich ihn angreife. Sie wollte nur eine As-
sistentin, weil ihr körperlich manchmal alles zu viel wurde.  
Ich stand also daneben und hielt die Windeln, die Medika-

mente, die Salbe, das Wasserglas. Wie die OP-Gehilfin bei ei-
ner Operation. Ich reichte ihr stumm alles rüber, genau so, 
wie sie das wollte.

„Was mache ich hier eigentlich?“, dachte ich mir dann. 
Insbesondere, wenn ich sah, wie sie etwas falsch machte. Wie 
sie die Dekubituswunden versorgte, zum Beispiel. Die Stel-
len, wo sich der Mann wundgelegen hatte, kamen manchmal 
mit Stuhl in Berührung. Öfters verwendete sie dieselben 
Handschuhe mehrfach. Einiges hätte ich als Krankenschwes-
ter besser gekonnt. Aber sie wollte allein verantwortlich sein, 
zeigen, dass sie sich kümmert. Das Kochen gab sie ebenso-
wenig aus der Hand. Sie zählte genau ab, was jedem zustand: 
eine Scheibe Brot, ein Löffel Marmelade. Ich durfte nicht ein-
mal das Brot für den Mann zerkleinern. Gefüttert wurde er 
auch von ihr. Vielleicht war es Geiz, vielleicht war es Kont-
rollzwang. Ich hab nie mit ihr darüber gesprochen, aber ich 
habe es akzeptiert.

Wenn sie anderen Menschen von mir erzählte, nannte sie 
mich „Mädchen“. Ich verstand erst nicht ganz, wie sie das 
meint. Ich schaute dann im Wörterbuch nach. Ich vermute, 
sie verwendete das Wort als Abkürzung für „Dienstmäd-
chen“, zumindest klang es so. Ich wurde von Anfang an ge-
duzt. Ich hingegen sprach sie mit „Frau Müller“ an. 

Die Wohnung hatte nur zwei Zimmer. Deswegen musste 
ich in der Wohnküche schlafen, auf einer Couch. Für mich 
war kein Platz vorgesehen, kein Schrank, gar nichts. Im Bade-

zimmer schaufelte ich mir eine kleine Ecke frei. Doch neben 
der Couch musste ich alle meine persönlichen Dinge auf mei-
ne Tasche legen. Während des Tages waren alle in diesem 
Raum, sie, er, die Hunde. Die Hundehaare überall. Ich konnte 
mich nirgendwohin zurückziehen, hatte keinen Ort, wo ich 
allein sein konnte. Es war, als dürfe man als Person mit Be-
dürfnissen gar nicht da sein.

Ich hätte damals etwas sagen müssen, aber ich traute mich 
nicht. Ich hielt es nur deswegen aus, weil ich jeden Tag nach 
dem Mittagessen zwei Stunden rausgehen durfte, bevor es 
Kaffee und Kuchen gab. Einige Zeit für sich zu sein ist extrem 
wichtig für die Psychohygiene. Oft lässt es sich aber organisa-
torisch gar nicht machen. Es gibt alte Leute, die man gar nicht 
allein lassen kann. Wenn die Kinder nur am Wochenende ver-
fügbar sind, müsste man extra jemanden bezahlen, um die 
Pflegerin kurz abzulösen. Das wird sich kaum jemand leisten 
wollen. 

Zwei Wochen lang rund um die Uhr für jemanden da zu 
sein – das laugt dich extrem aus. Du bist mit allem allein. Ei-
gentlich musst du zwei Wochen lang das Leben eines anderen 
Menschen leben. Du brauchst nämlich gar nicht glauben, du 
kannst die Gewohnheiten eines 90-jährigen ändern. Wenn 
einer immer schon in der Früh sein Milchbrot mit Marmelade 
gegessen hat, kannst du ihm nicht plötzlich Schinken oder 
Müsli servieren. Es gibt Patienten, die lassen sich überhaupt 
nichts sagen. 

Anstrengend ist es, wenn ein Patient klammert. Hallo, wo 
sind Sie, was tun Sie gerade, ich höre Sie nicht, kommen Sie 
her, sind Sie weggegangen? Das ist lästig. Doch am schlimms-
ten ist, wenn man nachts nicht zum Schlafen kommt. Der Pa-
tient muss aufs Klo, man muss ihn umdrehen, er liegt 
schlecht, es tut ihm was weh. Es kommt vor, dass man 15-mal 
aufstehen muss. Ich hatte einmal eine, die nachts jede halbe 
Stunde läutete. Sie will die Bettschüssel, es kommt nichts, 
dann will sie noch einmal probieren, und immer wieder. Da 
wirst du wahnsinnig.

Es gibt Pflegerinnen, die kommen nach Hause und schla-
fen erst einmal zwanzig Stunden durch. Weil sie so ausge-
laugt sind.

Es ist nicht leicht, über diese Dinge zu sprechen. Der einzi-
ge Ort, wo das geht, ist nachts im Minibus, der dich zur Arbeit 
bringt. Da sitzen höchstens sieben Leute drin, die kennen sich 
fast alle. Bei der Hinfahrt ist es ruhig im Auto, da schläft man 
meistens. Aber auf der Rückreise wird viel gequatscht. Da er-
zählst du lustige Situationen, die du erlebt hast, schimpfst, 
fluchst, weinst, spuckst alles aus, was du zwei Wochen lang 
hinuntergeschluckt hast. Und du weißt: Die Frauen hier im 
Auto sind die Einzigen, die dich verstehen. Den Mann zu 
Hause interessiert das nicht. Und den Kindern kannst du es 
nicht zumuten. Der Minibus – der ist eine gute Therapie.
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Das Leben eines anderen leben.  
Die 24-Stunden-Pflege ermöglicht es alten Menschen,  
zu Hause betreut zu werden. Für die Pflegerinnen  
bedeutet das: Viel Anpassung, wenig Schlaf,  
wenig Privatsphäre. Eine Pflegerin erzählt  
aus der Praxis. Von Elena Gurtnerova

Am schlimmsten ist es, wenn man nachts nicht zum Schlafen 
kommt. Der Patient muss aufs Klo, er liegt schlecht, es tut ihm was 
weh. Es kommt vor, dass man 15-mal aufstehen muss. 
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100 Euro Lohn pro Monat, winzige Zimmer für fünf bis zehn 
Arbeiter/-innen, meist ohne Fließwasser, Toiletten am Gang: 
So leben die Angestellten der Firmen Foxconn und Wintek, 
Zulieferbetriebe des Handyherstellers Nokia. In der Sonder-
wirtschaftszone nahe dem südindischen Chennai arbeiten sie 
in achtstündigen Schichten. In Schichten wird auch geschla-
fen – abwechselnd, am Boden auf Strohmatten. Das Arbeits-
recht in der Sonderwirtschaftszone wird konzernfreundlich 
ausgelegt, bei Streiks werden mitunter alle beteiligten Ange-
stellten gekündigt. Sie ernähren von ihrem Lohn nicht nur 
sich selbst, sondern müssen auch ihre Familie unterstützen. 
deswegen wird beim Essen gespart. 

„Für mich reicht das Essen in der Fabrik, für andere aber 
nicht. Manche Leute fallen in Ohnmacht, weil sie so hung-
rig sind“, berichtete ein Foxconn-Arbeiter einem Team der 
entwicklungspolitischen Organisation Südwind, das vor Ort 
recherchierte.

1,8 Milliarden Handys wurden im vergangenen Jahr welt-
weit verkauft, über drei Millionen davon in Österreich. Die 
Anzahl der SIM-Karten stieg um 5 % auf fast 13 Mio. Stück – 
jeder Österreicher und jede Österreicherin hat also im Schnitt 
1,5 Handys. Die Inder und Inderinnen, die sie herstellen, 
bekommen dafür nicht einmal  1 % des Verkaufspreises. Sie 
sind jung, zwischen 20 und 26, und gut ausgebildet. Sie hof-
fen auf Arbeit bei einem internationalen Unternehmen. Doch 
sie enden als Fließbandarbeiter ohne Zukunftsperspektive. 

Laura Ceresna, eine gebürtige Deutsche, lebt seit drei Jah-
ren im südindischen Bangalore und arbeitet für die Arbeits-
rechtsorganisation Cividep (Civil Initiatives for Development 
and Peace).

Liga: Was macht Cividep? 
Ceresna: Cividep untersucht, welche Auswirkungen  
Unternehmen auf Mensch und Umwelt haben. Wir helfen 
Arbeitern und Arbeiterinnen, sich gewerkschaftlich zu  
organisieren, machen Kampagnen und arbeiten für die  
Einhaltung von Arbeitsrechten in der Bekleidungs- und  
Elektronikindustrie. 
Können Sie etwas aus dem Alltag der Arbeitskräfte in der 
Handyproduktion erzählen? 
Alle Arbeiter und Arbeiterinnen arbeiten im Schichtsystem. Es 
gibt entweder drei Schichten wie bei Nokia oder zwei Schich-
ten wie z. B. bei Wintek. Manche müssen ein bis zwei Stunden 
lang mit dem Firmenbus zur Arbeit fahren. Sie können es 
sich nicht leisten, in der Nähe der Fabrik zu wohnen, da die 
Mieten dort höher sind. Nach acht Stunden Schichtarbeit geht 
es wieder mit dem Firmenbus nach Hause. Die meisten teilen 
sich Ein- oder Zweizimmerwohnungen mit drei bis sechs 
anderen, um Mietkosten zu sparen. Die meisten Wohnungen 
sind unmöbliert, man schläft auf Strohmatten auf dem Bo-
den. Nach der Arbeit verbringen sie Zeit mit den Mitbewoh-
nern oder schauen fern, denn eine Kinokarte oder ausgehen 
können sich viele von ihrem Lohn nicht leisten. 
Wie reagieren die Hersteller auf Ihre Proteste? 
Auf den letzten Bericht von Südwind und Cividep haben nur 
Foxconn und Wintek öffentlich reagiert. Die Firma Foxconn 
berief sich darauf, dass sie Löhne über dem gesetzlichen 
Mindestlohn bezahlt. Unser Bericht zeigt jedoch, dass eben 
dieser gesetzliche Mindestlohn so niedrig ist, dass man da-
mit den Lebensunterhalt einer Famlie nicht sichern kann. 

Konnten Sie schon Verbesserungen erreichen? 
Wir klären die Arbeiter und Arbeiterinnen seit 2008 über 
ihre Rechte auf, zum Beispiel über ihr Recht, eine Gewerk-
schaft zu gründen oder einer beizutreten. Bei Nokia wurde 
2009 eine Gewerkschaft gegründet, bei Foxconn 2010. 
Viele Mitarbeiter haben noch keine Erfahrung mit Gewerk-
schaften, was von den Firmen gerne genutzt wird, um sie 
einzuschüchtern.
Indien gilt als aufstrebendes Schwellenland und kämpft 
dennoch mit erheblicher Armut. Wie erklären Sie diesen 
Widerspruch? 
Seit der Liberalisierungspolitik der 90er Jahre hat sich viel 
verändert, es gibt eine aufstrebende Mittelschicht. Leider 
profitieren aber nicht alle Inder und Inderinnen gleicher-
maßen vom Wirtschaftswachstum, sodass sich die Schere 
zwischen Arm und Reich vergrössert hat. Das liegt daran, 
dass die sozialen und ökonomischen Chancen immer noch 
mit der ethnischen und/oder Kastenzugehörigkeit zusam-
menhängen und so auch die Chance auf Bildung ungleich 
verteilt ist. 

Eine Schicht schlafen, eine Schicht arbeiten
In Südindien werden unsere Handys hergestellt. Von  
jungen, gut ausgebildeten Menschen, die auch anderes 
könnten. Ein Interview mit Laura Ceresna von der  
indischen Arbeitsrechtsorganisation Cividep.  Von Susanne Wolf

Südwind hat eine E-Mail-Petition gestartet, in der von allen  
Herstellern, die ihre Handys am österreichischen Markt vertreiben, 
ein fair produziertes Telefon gefordert werden kann.
www.suedwind-agentur.at
www.cividep.org



www.arbeiterkammer.com

DR. JOHANN KALLIAUER 
AK-Präsident

MEHR.
     FÜR IHR RECHT.

NUTZEN SIE DIE LEISTUNGEN IHRER AK:
  364.000 Beratungen jährlich zu den Themen Arbeit, Recht, Steuern, Konsumentenschutz, Bildung und Gesundheit

  100 Millionen Euro holen die AK-Rechtsexperten/-innen bei Rechtsstreitigkeiten für die AK-Mitglieder zurück

  94 % der Arbeitnehmer/-innen sind mit der gebotenen Leistung sehr zufrieden

Asyl in Not
www.asyl-in-not.org

Asyl in Not • Raiffeisen - BLZ 32000 • Kontonummer 5.943.139

braucht Ihre $pende.
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Artikel 25
1. Jeder hat das Recht auf einen Lebensstandard, der seine  
und seiner Familie Gesundheit und Wohl gewährleistet, ein-
schließlich Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärztliche Versorgung 
und notwendige soziale Leistungen, sowie das Recht auf  
Sicherheit im Falle von Arbeitslosigkeit, Krankheit,  
Invalidität oder Verwitwung, im Alter sowie bei anderweitigem 
Verlust seiner Unterhaltsmittel durch unverschuldete Umstände.
2. Mütter und Kinder haben Anspruch auf besondere Fürsorge 
und Unterstützung. Alle Kinder, eheliche wie außereheliche,  
genießen den gleichen sozialen Schutz.

Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte. 
Bearbeitet von österreichischen Künstlern und Künstlerinnen.
Diesmal: Doris Knecht

galerie

Doris Knecht ist Journalistin und Autorin in Wien.  
Ihr Roman „Gruber geht“ erschien 2011 bei Rowohlt Berlin.

Aber der Freddy: Der Freddy hat sich ent-
schlossen, dass er nicht Teil des Systems 
sein will. Er gibt dem System nichts; zahlt 
keine Steuern, keine Sozialversicherung. 
Und er nimmt nichts: keine Sozialhilfe, kei-
ne rezeptpflichtigen Medikamente, keine 
Spritzen, keine Zähne.

Einen Zahn hat der Freddy noch, vorne 
rechts oben. Vielleicht hat er auch hinten 
noch welche, da ist man aber froh, dass 
man sie nicht sieht, weil der vorne sieht 
schon nicht so wahnsinnig schön aus. Es 
scheint dem Freddy nichts auszumachen, 
dass er kaum mehr Zähne hat, er isst eh 
nicht viel, und wenn, dann kocht er sich 
sein Zeug halt ein bisschen weicher. Das 
meiste, was er isst, hat er selber im Garten 
gepflanzt, allerdings ist das meiste, was er 
im Garten gepflanzt hat, nicht zum Essen. 
Aber es hilft gegen die Zahnschmerzen.

Der Freddy hat ein Dach über dem Kopf. 
Es wird von feuchten Wänden gestützt, 
aber es hält und es hat einen Holzofen. 
Dem Freddy reicht es. Und das Wasser in 
seinem Brunnen wird schon gut sein, der 

Freddy trinkt es jedenfalls, ein anderes gibt 
es ja nicht im Dorf. Alle anderen trinken es 
nicht, aber die waren auch so deppert, es 
um viel Geld testen zu lassen. So deppert 
war der Freddy nicht.

Wenn der Freddy Geld braucht, arbeitet 
er. Es braucht immer jemand seine Hilfe. 
Das, was er macht, kann er gut, und er ist 
zuverlässig, außer die Zahnschmerzen wa-
ren zu stark. Man beschäftigt den Freddy 
gern. Aber wenn der Freddy zum Beispiel 
von der Leiter fällt, wie letztes Jahr, ist es 
nicht so gut.

Der Freddy hat sich den rechten Unter-
arm bis zum Ellbogen aufgerissen. Das 
muss man nähen, sagten seine Freunde. 
Das muss man nicht nähen, sagte der Fred-
dy, wickelte mit der linken Hand einen Ver-
band fest um den Riss und holte das Sa-
ckerl mit dem Kraut gegen die Schmerzen. 
Am Abend hat ihm dann ein befreundeter 
Arzt den Arm ordentlich zusammenge-
pickt, jedenfalls ging es noch einmal ohne 
Nähen und ohne Krankenhaus.

Wenn der Freddy ein Krankenhaus 

braucht, ist es nämlich blöd. Wenn der 
Freddy längere Zeit nicht arbeiten kann, ist 
es ebenfalls blöd. Und auch, wenn der Win-
ter sehr lang wird. Aber es geht schon, der 
Freddy besucht dann halt seine Freunde 
ein bisschen öfter als sonst. Und wenn er 
Glück hat, gibt es bei ihnen im Frühjahr et-
was zu reparieren, für das sie ihm einen 
Vorschuss geben. Bis jetzt hat der Freddy 
alle Winter einigermaßen überstanden.

Um die Kinder, die der Freddy hat, küm-
mern sich deren Mütter, oder sie sind 
schon groß genug, sich selber zu kümmern. 
Sie sind alle gut herausgekommen, sagt der 
Freddy, tolle Purschen, sagt der Freddy. Sie 
haben es geschafft, und ihre Mütter auch, 
und der Freddy ist froh darüber. Es geht 
schon alles, sagt der Freddy und grinst, es 
wird schon. Sollte es einmal nicht mehr ge-
hen, wandert er einfach nach Kanada aus, 
er hat gehört, dort können sie Kerle, die zu-
packen können, immer brauchen. Kerle wie 
ihn. Er kann ja alles. Er arbeitet ja gern. 
Und er braucht nicht viel. Wird schon, sagt 
der Freddy, wird schon.



Michael, 12

Leonie, 6

Hannah, 3,5

Wiener Campus: Kindergartenkinder treffen auf Pfl ichtschülerInnen, 
nutzen gemeinsam alle Räume und lernen miteinander und 
 voneinander. Von 8 bis 15.30 Uhr, bei Bedarf gibt es Betreuung 
 zwischen 6.30 und 17.30 Uhr. Zwei Campus-Standorte sind in 
 Betrieb, in den nächsten Jahren kommen elf neue dazu. Der 
 Bildungscampus Hauptbahnhof für Kinder bis 14 eröffnet 2014/15. 
Gemeinsam  lernen, spielen und Sport betreiben – auch das macht 
Wien zur Stadt fürs Leben.

Infotelefon – Wiener Kindergärten (MA 10)
Tel. 01/277 55 55, Montag bis Freitag von 7.30 bis 18 Uhr
www.kindergaerten.wien.at

i

Wien.
Die Stadt

fürs Leben.
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